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(Beginn um 9 Uhr.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Einen schönen guten Morgen, meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich eröffne die Sitzung des 25. Landtags.

Entschuldigt sind die Abgen Mag Ebinger, Frank, Hursky, Kowarik, Reiter, Dr Vana, Mag Vassilakou. Amtsf StR Mailath-Pokorny befindet sich auf einer Dienstreise, die Frau Abg Korosec ist bis 10.30 Uhr entschuldigt und die Frau Abg Dr Laschan bis 12 Uhr.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 01251-2009/0001 - KGR/LM) wurde von Herrn Abg Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Sehr geehrter Herr Landeshauptmann, angesichts der düsteren Prognosen über die wirtschaftliche Entwicklung haben schon mehrere Bundesländer darauf hingewiesen, dass vereinbarte budgetäre Überschüsse nicht erreicht werden können. Offenkundig wird, dass der von den Grünen kritisierte innerösterreichische Stabilitätspakt gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten einen weiteren Hemmschuh zur Ankurbelung der Konjunktur darstellt. Werden sie sich daher für eine Aussetzung des innerösterreichischen Stabilitätspaktes einsetzen?) 
Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Im Sinne der neuen Klarheit möchte ich die Frage ganz klar beantworten: Nein, ich werde mich nicht dafür einsetzen. Und das nicht nur aus dem Grund, wenn man mit mir Verträge abschließt, wenn man sich mit mir etwas ausmacht, dann stehe ich dazu, dann gilt das, sondern es hat sehr wohl einen inhaltlichen Grund. Selbstverständlich steht dieser Stabilitätspakt in ganz engem Zusammenhang mit dem Maastricht-Vertrag und sohin der Einführung des Euro. Und wenn man nun in der Tat genau liest und nicht wie die Neoliberalisten in der Vergangenheit den Maastricht-Vertrag immer interpretiert haben, aber daraus resultierend den zweifelsohne innerösterreichischen Stabilitätspakt, dann kann man daraus entnehmen, dass diese Kriterien, also diese maximale Neuverschuldung von 3 Prozent über die Konjunkturperiode gilt und nicht von Jahr zu Jahr. Es ist daher auch für uns völlig klar, dass wir in solchen Krisenzeiten natürlich auch eine Neuverschuldung eingehen werden. Ich bin schon sehr neugierig, wie die Diskussion dann sein wird, wenn der Rechnungs-
abschluss entsprechend diskutiert wird. Denn hier gilt es natürlich, mit einem Maßnahmenmix, der auch die Ankurbelung der öffentlichen Investitionen und die Ankurbelung der öffentlichen Nachfragen umfasst, allerdings nicht nur, aber auch, derartige Maßnahmen zu setzen, und wir werden das selbstverständlich auch in der Stadt in dem Maße tun, wie wir es tun können. Ich erwarte dies auch von der österreichischen Bundesregierung und ich erwarte mir auch, dass Maßnahmen gesetzt werden wie etwa Verhinderungen im Bereich des Vergaberechts einschließlich jetzt auch der entsprechenden EU-Richtlinie. Das wäre eine derartige Maßnahme, sodass dieser Teil der Maßnahmen gegen die Krise, nämlich öffentliche Nachfrage fördern, öffentliche Investitionen fördern, in der Tat auch vernünftig erfüllt werden kann. Das ist unsere Aufgabe. Die EU hat andere Aufgaben, um die sie sich kümmern sollte, und die Bundesregierung auch.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dipl-Ing Margulies gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ich halte es ja durchaus für spannend, wie im Sinne der neuen Klarheit ein Nein inhaltlich als Ja interpretiert werden kann, insbesondere dann, wenn man sich anschaut, dass gerade angesichts der Wirtschafts-
krise beim schwammigen Begriff Konjunkturperiode nicht wirklich abschätzbar ist, wie lange diese dauert. Aber ich gebe offen zu, ich freue mich darüber, dass die Stadt Wien Investitionen zur Ankurbelung der Wirtschaft setzen wird und bin auch sehr skeptisch, ob angesichts des Gratiskindergartens auf der einen Seite und angesichts von Einnahmenausfällen im Rahmen der Ertragsanteile auf der anderen Seite es überhaupt möglich wäre, in den künftigen Jahren die im innerösterreichischen Stabilitätspakt vereinbarten Kriterien zu erfüllen. Und insofern würde ich mir tatsächlich wünschen, dass es in den kommenden Jahren massive Impulse zur Ankurbelung geben wird. Ich gehe davon aus, dass es sie gibt.

Ich frage Sie aber jetzt, nachdem Sie dezidiert auf die Konjunkturperiode hingewiesen haben: Für welchen Zeitraum rechnen Sie, dass die Stadt Wien die im innerösterreichischen Stabilitätspakt vorgegebenen Maßnahmen, de facto knapp 300 Millionen, 250 bis 300 Millionen EUR Maastricht-Überschuss in Wien zu erwirtschaften, aussetzen wird?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landes-
hauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst rechne ich ausschließlich einmal für das Jahr 2009. Denn die Frage, die dahinter steht, ist ja die Frage, die einfache Frage, die sich momentan die ganze Welt stellt: Wie lange dauert die Krise? Und die ganze Welt kann sie nicht beantworten, auch geniale oder mehr oder weniger geniale Vereinfacher nicht, die dann prophezeien: Ja, am Ende des Jahres wird Licht am Ende des Tunnels zu sehen sein oder ähnliche wertvolle ökonomische Informationen. Das weiß im Prinzip niemand genau. Es weiß auch im Prinzip niemand genau, ob die Maßnahmen, die angekündigt wurden und die nun erst langsam beginnen, sich umzusetzen, ob die tatsächlich das alles erfüllen werden, was man sich damit erhofft. Ich gehe im Prinzip davon aus, dass Europa - und so ist es auch in den Regionalgremien der Union diskutiert worden und nicht nur der Union, sondern auch in europäischen Organisationen, die größer sind als die EU - einen Maßnahmenmix setzt, der einerseits aus öffentlichen Nachfrageankurbelungsmaßnahmen besteht, also aus öffentlichen Investitionen, die gleichzeitig aber auch den privaten Konsum ankurbeln. Dazu wird es mehr bedürfen als lediglich einer Steuerreform, sondern es wird mit Sicherheit auch das Prinzip Hoffnung eine gewisse Rolle spielen müssen, wie ich erlernen musste. Es war mir nicht selbstverständlich, wie viel Psychologie in der Wirtschaft steckt. Das ist an sich unglaublich für einen der Ratio verpflichteten Menschen, aber sei’s drum. Andererseits wird er natürlich auch aus Regulierungsmaßnahmen bestehen müssen. Es wird auf der einen Seite die Diskussion sicher nicht die Linie sein können, die momentan die Vereinigten Staaten fahren und auf der anderen Seite nicht die Linie, die etwa lediglich die deutsche Bundeskanzlerin fährt, sondern es wird ein Maßnahmenmix sein müssen. Dann wird man sehen, wie dieser Maßnahmenmix letztendlich auch wirkt. Danach kann man dann tatsächlich auch weitere Maßnahmen setzen oder man merkt eben, dass es greift, dann ist es ohnehin gut.

Nur eines sage ich schon auch dazu: Ich bin überzeugt davon, dass im Gegensatz zu der Krise der Zwischenkriegszeit diesmal ja ein Großteil der Staaten bereit ist zu intervenieren. Damals konnten sie nicht oder wollten nicht intervenieren. Aber es geht da mit Sicherheit auch darum, dass nachher dieses System nicht so sein kann wie vorher. Denn auch die Krise der Zwischenkriegszeit hat das Währungsabkommen von Bretton Woods nach sich gezogen und daher halte ich es für wichtig, dass man hier nachher internationale Maßnahmen auch zur Regulierung der Finanzmärkte setzt. Es kann nicht sein, dass man nachher einfach zur Tagesordnung übergeht und das Geld, das jetzt verdampft, dann dort wieder kondensiert, wo Geld normalerweise kondensiert, nämlich bei den internationalen Konzernen und dieselben Manager oder vielleicht auch andere machen dann wieder dieselbe Arbeit und dieselbe Politik. Das kann es wohl nicht sein.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dkfm Dr Aichinger gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Wir sind uns, glaube ich, einig in der Einschätzung, dass die derzeitige Situation eine einmalige ist seit dem Zweiten Weltkrieg. Ich freue mich, dass Sie gesagt haben, dass man den Stabilitätspakt nicht aufkündigen wird, weil ich glaube, es gehört zu einem ordentlichen Kaufmann, auch die Finanzen trotz dieser Situation in Ordnung zu halten. Aber wir wissen auch, und Sie haben es ja fast angedeutet, dass es notwendig ist, mit einem Maßnahmenmix Geld nicht nur auszugeben, sondern manchmal Geld auch einzunehmen.

Ich frage daher: Gibt es bei Ihnen, nehmen wir an, in der Richtung Überlegungen, ob Sie jetzt mehr Geld einnehmen wollen oder vor allem auch einsparen, sprich, durch eine Verwaltungsreform einsparen wollen, ob es hier Möglichkeiten gibt, effizienter zu gestalten, um da eben Geld für die Wirtschaftsankurbelung bereitzuhalten?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-
mann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, Herr Abgeordneter, wir beide gehen sicherlich davon aus, dass heute über zusätzliche Einnahmen nachzudenken, etwas sein muss, was man sehr punktgenau machen muss und da stimmen wir ja überein. Denn etwa über die Frage der Vermögenszuwachssteuer, also eine zusätzliche Einnahme, hat es ja vor rund einem Jahr eine Übereinstimmung zwischen der ÖVP und der SPÖ gegeben, dieses Papier trägt auch die Unterschrift des Bundesparteiobmanns der ÖVP, und daher scheint dies ja legitim zu sein, dass man auch über diese Dinge nachdenkt. Allerdings, und deshalb habe ich gesagt, punktgenau, ist auch sehr klar ausgewiesen worden, wofür diese zusätzlichen Einnahmen sein sollen, nämlich für die Finanzierung unseres Sozialversicherungswesens beziehungsweise des Gesundheitssystems insgesamt gesehen. Ich halte eine solche Bindung durchaus für vernünftig und das hat in unserer Stadt ja, wie man von der Wohnbausteuer weiß, eine sehr gute Tradition, wo man eine ganz bestimmte Steuereinnahme an den Wohnbau gebunden hat. So ist ja auch ein Großteil der Gemeindebauten der Zwischenkriegszeit entstanden.

Das würde ich a priori nicht so verneinen, dass man da darüber nachdenken kann. Ich bin auch der Auffassung: Jawohl, die Krise hat, wie das Wort schon sagt beziehungsweise die Wortwurzel, auch die Chance der Veränderung, vielleicht heute mehr Chance. Was ich nicht will - und da haben Sie mir jetzt die Gelegenheit dafür geboten, das hier auch zu sagen, weil ich es nämlich auch nicht für sinnvoll halte -, ist, dass man jetzt Landeshauptleuten unterstellt, synonym für die Länder, dass die völlig reformunwillig sein sollen, auch für die Verwaltungsreform und Ähnliches. Es gibt auch zur Frage der Schulverwaltung sehr konkrete Vorschläge, die vor mehr als zwei Jahren von Lhptm Erwin Pröll und mir ausgearbeitet wurden, was man hier machen kann und wo es zweifelsohne zu einem - man sagt dann immer so leicht „sparen“ - effizienten Mitteleinsatz kommen könnte, den man sicherlich auf anderer Seite auch braucht. Und das halte ich für vernünftig und das halte ich für richtig. Ja, selbstverständlich gibt es selbst im Gesundheitswesen zwar nicht täglich die drei Milliarden des Herrn Rechnungshofpräsidenten, aber selbst dort gibt es selbstverständlich Möglichkeiten, auch so einzusparen, dass die Mittel, die man braucht, damit die Hightech-Medizin tatsächlich für alle verfügbar ist, unabhängig von ihrer Brieftasche, zur Verfügung stehen und man diese Mittel effizienter einsetzen kann und vielleicht nicht soviel zusätzliche Mittel braucht. Der Unterschied ist schon relativ klar und liegt auf der Hand. Man braucht sich nur anzuschauen, wie beim KAV der Zuwachs bei Medikamentenkosten ausschaut oder wie das im Bereich der Wiener Gebietskrankenkasse ausschaut. Wer sich diesem Vergleich nur einmal unterzieht, der kann daran auch erkennen: Ja, es gibt bei effizienter Verwaltung selbstverständlich auch entsprechenden effizienten Mitteleinsatz, also Geld einsparen, das man mit Sicherheit auf anderer Seite auch braucht. Aber ich denke, dass man aufhören sollte, das so hypotroph abzuhandeln, denn es ist überhaupt gar keine Frage, dass, wenn man den Vorschlägen des Rechnungshofs auf drei Milliarden Einsparungen im Gesundheitswesen folgt, es ganz klar Leistungs-
einschränkungen bedeutet. Das ist überhaupt keine Frage und das ist auch drinnen nachzulesen. Das ist etwas, was man zwar vom Rechnungshof jetzt durchaus erwarten kann. Das ist nicht illegitim, aber wir sind Politiker, wir haben das auf der anderen Seite auch zu vertreten, weil jede einzelne Verlagerung einer Abteilung, jede einzelne Schließung eines Spitals vor unseren Wählern zu vertreten ist. Das ist natürlich eine andere Sache. 

Nichtsdestotrotz, jawohl, Verwaltungsreform ist eine, wenn man sie konkret angeht, gute und richtige Sache. Hier können Mittel freigemacht werden, die man woanders einsetzen kann. Aber man sollte natürlich auch gerade zur Finanzierung des Gesundheitswesens auch über Möglichkeiten nachdenken, so wie das schon getan wurde, neue Steuereinnahmen zu erschließen, zum Beispiel bei dieser De-facto-Aktienertragsbesteuerung.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dr Günther gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Auf die Frage vom Kollegen Margulies haben Sie gesagt: „Mir geht es vor allem um das Jahr 2009.“ Ja, mir auch und wenn ich an das Budget 2009 denke, war zuerst ein Maastricht-Überschuss von ungefähr 250 Millionen vorgesehen und es wurde dann ein Sonderkonjunkturpaket von 100 Millionen beschlossen, bleiben also ungefähr noch 150 Millionen Maastricht-Überschuss. 

Jetzt ist die Frage: Genügen diese 100 Millionen, von denen ich derzeit noch nicht bemerkt habe, dass sie jetzt schon auch irgendwo gegriffen haben beziehungsweise wo sie eingesetzt wurden oder wird man die Notwendigkeit haben, diese 150 Millionen Maastricht-Überschuss jetzt noch in Angriff zu nehmen, um halt keinen Maastricht-Überschuss zu erhalten, aber wenn der Bund jetzt Defizit macht und man sagt, aber die Länder müssen das auf der anderen Seite erbringen, da sagt man: Gut, wir halten an dem Stabilitätspakt fest, aber unser Maastricht-Überschuss wird nicht die volle Auswirkung haben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landes-
hauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, wir stimmen da schon überein, das ist gar keine Frage. Aber ich habe es einmal gesagt und nehmen Sie es mir nicht übel: Wir spielen nicht DKT, sondern wir haben ganz konkrete und reale Verhältnisse vor uns. Wenn sich Mitte des Jahres oder Anfang September herausstellen sollte, dass die Wirkung dieses Zusatzkonjunkturpakets, das ja jetzt die Stadt Wien in Ergänzung zu dem einsetzt, was die Republik Österreich macht, wo ja auch eine ganze Menge in der Stadt passiert, das nicht wir oder nur zu einem geringen Teil wir finanzieren, beispielsweise die ganze Bahnhofsoffensive und Ähnliches, dann wird man sich zusätzliche Mittel hier auch überlegen müssen. Das ist für mich außer jedem Zweifel und das ist ja heute auch in der Union so, dass, wenn die Vereinigten Staaten sehr einseitig Mittel anwenden, nämlich, um die öffentliche Nachfrage anzukurbeln und eine Neuverschuldung von 13 Prozent in Kauf nehmen, dass europäische Länder dann die 3 Prozent in diesem Jahr nicht halten werden können. Das ist auch durchaus Maastricht-Vertrags-konform. Dann wird es eben in einer Zeit mit solcher Krise, auf besondere Umstände wird im Maastricht-Vertrag ja auch noch extra hingewiesen, dann wird es eben in diesem Jahr nicht so sein. Man muss sich nur dessen bewusst sein, dass so etwas nicht ad infinitum passieren kann und das ist der Grund, warum ich die Frage mit Nein beantwortet habe. Nein, ich bin nicht bereit, mich dafür einzusetzen, dass der Stabilitätspakt aufgekündigt wird.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dipl-Ing Margulies gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich denke, die zentralen Probleme im Wiener Budget werden sich wahrscheinlich erst 2010 offenbaren, wenn die Steuereinnahmen auf Bundesebene erodieren und die Steuerreform dazukommt und gleichzeitig die Kosten in Wien explodieren. Aber Sie haben eben vorher angesprochen, dass es natürlich auch darum gehen würde, einnahmenseitig möglicherweise ziel‑ und punktgenau - ich sage das einmal so, dass es nicht die Ärmeren trifft, dass es auch nicht die Mittelschicht trifft, dass man versucht, global Einnahmen zu lukrieren, die dann möglicherweise auch wieder im Rahmen des Finanzausgleichs verteilt werden.

Und nun einmal ganz konkret die Frage, weil es ja sicher nicht die arbeitenden Menschen waren, die diese Krise verursacht haben, sondern im Großen und Ganzen ist es eine Krise, die durch das Platzen mehrerer Spekulationsblasen entstanden ist. Es stellt sich daher die Frage, ob es hinkünftig nicht sinnvoller wäre, ein Steuersystem so zu konzipieren, dass Einkommen, welches Menschen erarbeiten, nicht höher besteuert werden sollte als Einkommen, das man aus Kapital-
einkünften hat. Und in dieser Richtung und auch um das Gesamtniveau der Steuereinnahmen zu heben und punktgenauer und sozial treffsicherer zu gestalten, die Frage an Sie:

Werden Sie sich als Landeshauptmann dafür einsetzen, dass Einkünfte und Einkommen aus Kapitaleinkommen genauso besteuert werden oder zumindest nicht niedriger besteuert werden als Einkommen aus Arbeitseinkommen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Das ist ein bissel sehr allgemein, denn wir alle wissen, dass man in diesem Bereich, wenn man drehen will, nur sehr punktgenau und sehr behutsam drehen muss, denn Kapital ist sehr flüchtig. Es ist wahr, wir haben ja davon auch eine gewisse Zeit profitiert, als die Kapital-
ertragsbesteuerung in Österreich eben nicht unerheblich geringer war als in Deutschland und daher natürlich mächtig Kapital nach Österreich geflossen und aus Deutschland abgeflossen ist. Es ist ja keine Frage, man kann nicht Realitätsverleugnung betreiben, tut mir leid. Es ist so. Wenn das Geld anonym ist, ist es auch wurscht. Es geht ja nicht nur um Steuerflüchtlinge und es geht ja nicht nur um Betrüger, sondern da geht es ganz um legale - einen Herrn Flick zum Beispiel möchte ich nicht als Betrüger bezeichnen, also da wäre ich vorsichtig; also es gibt genug und hinreichend Beispiele, dass man hier behutsam und vorsichtig vorgehen soll. 

Das ändert nichts an der Tatsache, dass ich durchaus der Auffassung bin, das, was ich vorhin gesagt habe, dass bei Aktienverkäufen nicht eine andere Besteuerung eintreten soll als etwa bei Sparbüchern. Das ist aus meiner Sicht nicht einzusehen. Selbstverständlich trete ich auch für die Transaktions-
steuer ein, denn auch das scheint mir ergänzend zu Regulierungsmaßnahmen ein vernünftiges ökono-
misches Lenkungsinstrument der internationalen Finanzmärkte zu sein, gar keine Frage. Das ist durchaus ein interessanter Vorschlag, der vor nicht allzu langer Zeit erst gemacht wurde - na ja, auch schon wieder ein Jahr -, dass diese als eine europäische Steuer eingeführt wird. Das würde ich außerordentlich begrüßen aus dem einfachen Grund, weil natürlich die Besteuerung im internationalen Kapitalverkehr durchaus auch international, zumindest einmal einheitlich innerhalb der Union, sein sollte, so wie ich generell der Auffassung bin, dass es zu einer Vereinheitlichung des Steuersystems in der Europäischen Union kommen sollte. Das wäre eine lohnende Aufgabe für die Europäische Union, sich nicht um die Größe der Kaffeebohnen oder um die Krümmung der Bananen zu kümmern, im Sinne der Subsidiarität. Dafür werde ich mit Sicherheit eintreten, dass man zu dieser einen Weg in Richtung hin zu einer Vereinheitlichung des Steuersystems in Europa beschreitet, durchaus auch mit Kapitalertrags-
besteuerung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann!

Bevor ich zur 2. Frage komme, möchte ich noch die Gelegenheit nützen, die Kolleginnen und Kollegen auf der Galerie zu begrüßen, die im Rahmen ihrer Dienstprüfung den Landtag besuchen. Schönen guten Morgen! (Allgemeiner Beifall.)
Die 2. Frage (FSP - 00208-2009/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Wolfgang Ulm gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Werden Sie sich für eine Reform des Wiener Beamtenpensions-
rechtes einsetzen, die verstärkt beim übergeordneten Ziel der Harmonisierung der Pensionssysteme mitwirkt?) 
Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter!

Die Frage kann ich als erstes einmal ganz kurz beantworten, nämlich, wie Sie vielleicht wissen, hat der Stadtsenat am 20. Jänner zu den Ergebnissen der Überprüfung des Rechnungshofs betreffend die Wiener BeamtInnenpensionsreform eine Stellungnahme beschlossen und in dieser Prüfung sind Empfehlungen drinnen. Wir haben in dieser Stellungnahme natürlich auch zugesichert, dass wir diese Empfehlungen für uns noch einmal ganz genau anschauen und daran werde ich mich halten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. 1. Zusatzfrage, Herr Abg Ulm!

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, guten Morgen, Frau Stadträtin! 

Es stellt sich für mich aber die Frage, was ist vom Jänner bis zum März passiert? Es gibt eine fundierte Kritik des Rechnungshofs an den Pensionsregelungen in Wien und an der Umsetzung, an der Anwendung dieser Pensionsregelungen. Ich glaube, wir sind uns einig, dass hier Handlungsbedarf besteht. Die Pensionsregelungen sind nicht kompatibel mit denen von anderen Ländern oder mit den Regelungen des Bundes und die Regelungen sind sehr teuer. Der Rechnungshof hat errechnet, dass 130 Millionen EUR Einsparungen möglich wären, wenn seinen Empfehlungen gefolgt werden würde. 

Ich frage Sie daher, ich glaube, dass die Zeit drängt: Was ist von Jänner bis März passiert, respektive in welcher Art und Weise haben Sie vor, den Empfehlungen des Rechnungshofs zu folgen und das Pensionssystem und die Anwendung der Pensions-
regelungen zu verbessern?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Erstens teilen wir natürlich diese Berechnungen nicht und haben grundsätzlich auch einen anderen Zugang. Wenn man sich allerdings auch den Bericht des Rechnungshofs genau anschaut, dann sieht man, dass es große Unterschiedlichkeiten in den Zugängen der Länder gegeben hat. Der Zugang von Wien war der, in einer sehr ausgewogenen Form auch unter einer massiven Berücksichtigung des Vertrauensschutzes auf eine sozialpartnerschaftliche Art und Weise zu einer Lösung zu kommen, zu einer Lösung, die die Menschen in den Mittelpunkt gestellt hat und wo es uns im Besonderen darum gegangen ist, einer sozialen Verantwortung auch der Menschen nachzukommen. Wenn Sie mich jetzt fragen, wie wir damit umgegangen sind, seitdem wir diesen Bericht bekommen haben, dann haben wir uns natürlich auch noch einmal eine Beantwortung vorgenommen und ich bin gerade dabei, Empfehlungen wirklich auch auf Herz und Nieren zu prüfen, diese Korridoridee, et cetera, et cetera und ich bin da auch nicht abgeneigt, das eine oder andere zustande-
zubringen. Es geht aber in erster Linie darum, dass wir uns auch grundsätzlich mit dem Thema auseinandersetzen, gerade auch, wenn es darum geht zu sehen, dass Menschen immer früher in Pension gehen, dass Menschen immer häufiger krankheitsbedingt in Pension gehen, dann geht es mir als Personalstadträtin auch darum, hier eine Verantwortung zu übernehmen und Pläne zu machen, wie wir zum Beispiel Menschen länger in der Beschäftigung halten. Da hatten wir ja auch erst vor einem Monat eine Diskussion darüber, wie wir im Aktiv-Ageing-Bereich letztendlich die entsprechenden Maßnahmen setzen können. Und wir haben im gesamten Gesundheitsbereich auch mit der Krankenfürsorgeanstalt in einer guten Kooperation mit der MA 3 ein, glaube ich, wirklich durchaus herzeigbares Paket geschnürt, mit dem wir im Sinne der sozialen Verantwortung einer Arbeitgeberin diese Dynamik auch auflösen.

Ich denke mir, das eine ist sozusagen das Recht, da haben wir uns in Wien bewusst für andere Wege entschieden, und das andere ist aber das, was ich in der Arbeitgeberinnenverantwortung dazu auch noch wahrzunehmen habe. Das sind eben Maßnahmen, die Menschen länger in Beschäftigung halten, das sind aber auch Maßnahmen, wo wir speziell auch die Unterschiede zwischen den Geschlechtern wahrnehmen. Das ist ja auch etwas, was die Wiener Pensionsreform letztendlich ausgezeichnet hat, dass wir darauf Rücksicht nehmen, dass Menschen, in überwiegenden Fällen die Frauen, die Verantwortung in der Betreuung von Kindern, in der Betreuung von nahen Angehörigen wahrnehmen, durch so ein System nicht benachteiligt werden. Das zeichnet zum Beispiel das Wiener System gegenüber dem Bundessystem aus. Und wir haben eine Rechnung, die uns sagt, dass sich das auch lohnt, dass sich das auch auszahlen wird. Deswegen teile ich auch diese Berechnungen vom Rechnungshof nicht.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Günther. Ich ersuche darum.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

In der Stadt Wien hat es ja schon eine Reihe von Auslagerungen gegeben. Eine, die schon sehr lange vorbei ist, ist zum Beispiel die Auslagerung der Wiener Stadtwerke Holding und damals gingen die Beamten dorthin mit und es sind jetzt sicher schon eine Vielzahl dieser Beamten auch in Pension. Aber es hat ja dort nachher dann Mitarbeiter gegeben, die normal im ASVG-Bereich aufgenommen wurden, die aber jetzt auch schon wieder auf Grund der Länge zum Teil in die Pension gegangen sind oder in die Pension gehen. Das muss ja auch zu einer Entlastung des jetzt für Wiener Beamte zuständigen Pensionssystems führen. 

Hat man schon Zahlen, was die Entlastung für das Wiener Beamtenpensionssystem angeht, dass viele Bereiche der Stadt ausgelagert wurden und in den normalen ASVG-Bereich gekommen sind beziehungs-
weise wie kann man das hochrechnen, weil das ja von Jahr zu Jahr in diesem Bereich so ist, dass auf Grund der Auslagerungen die Beamtenpensionen zurückgehen und die normalen ASVG-Pensionen zum Einsatz kommen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Abgeordneter! Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Der Versuch, über Auslagerungen auch noch einmal zu reden, ist irgendwie spannend, aber konkrete Zahlen gibt es natürlich. Wir sind auch jetzt wiederum in der Vorbereitung zur Budgeterstellung. Ich habe sie jetzt hier nicht parat, aber natürlich wissen wir, dass wir durch diese unterschiedlichen Rechtsformen von Beschäftigungsverhältnissen auch unterschiedliche Effekte erzielen und das auch unterschiedliche Einsparungen da oder dort bringt. Was aber auch ein ganz ein klares Bekenntnis ist. Und es wäre egal, ob das jetzt sozusagen in den Stadtwerken ist oder ob das jetzt in einer Magistratsabteilung der Stadt Wien ist, dass wir natürlich auch in dieser sozialen Ausgewogenheit darauf schauen, dass wir nicht in dem Sinne sagen, was ersparen wir uns, sondern auch darauf schauen, was investieren wir in den Bedienstetenschutz, was investieren wir in die Gesundheitsförderung, um hier noch bessere Effekte zu erzielen. Das ist das, was ich auch mit einer sozialen Ausgewogenheit gemeint habe. Das heißt, wir diskutieren sehr intensiv darüber, welche Programme wir unseren Beschäftigten zur Verfügung stellen, um sie eben länger im Job zu halten und länger in der Existenzsicherung zu haben. Darum geht es in Wirklichkeit! Das heißt, mir geht es nicht darum, darüber zu reden, was ersparen wir uns da, dort und dort, sondern mir geht es darum, sozusagen das, was ich mir auf der einen Seite erspare, auch mit gutem Gewissen und mit hoher sozialer Verantwortung wiederum in die MitarbeiterInnen zu investieren.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die nächste Zusatzfrage stellt die Frau Abg Puller. Ich ersuche darum.

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Das durchschnittliche Jahresbruttoeinkommen von Frauen im Magistrat liegt um 21 Prozent unter den Männern. Berechnet jetzt auf Vollzeitbeschäftigung ergibt sich noch immer ein Einkommensunterschied von 15 Prozent. 

Frau Stadträtin, wann und wie werden Sie die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern im Magistrat bekämpfen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Wann, das kann ich ganz klar beantworten: Täglich. Täglich mit einem ganz einem großen Engagement. Sie sprechen hier eine Einkommensschere an, wo ich auch immer in Relation stellen muss, wie sich das zum Beispiel im Bund verhält. Wir haben im Bund eine durchschnittliche Einkommens-
schere über 41 Prozent und in Wien gibt es eine Einkommensschere von 22,5 Prozent. In der Stadt schaut es natürlich noch einmal ein Stück besser aus. Wenn man sich dann anschaut, welche Faktoren letztendlich zur Einkommensschiene beitragen, dann wissen wir, das ist auf der einen Seite Arbeitszeit, Kinderbetreuung, das ist Ausbildung, alles, alles, wobei Ausbildung für mich als Frauenstadträtin ja gar nicht mehr gilt, weil Frauen mittlerweile besser qualifiziert sind als Männer. Aber dann bleibt ein Faktor über, ein Parameter bleibt über. Statistisch stimmt das, tut mir leid. Ein Faktor bleibt über und der begründet sich ausschließlich aus der Tatsache Geschlecht. Das ist etwas, was man nicht hinnehmen kann und was letztendlich sehr viel Gesellschaftspolitik braucht. 

Wir haben deshalb auch am Internationalen Frauentag eine große Maßnahme gestartet, wo wir versuchen, auch noch einmal aus einer gesell-
schaftspolitischen Motivation heraus das Thema Rollenbilder zu diskutieren und zu sagen, wo sozusagen eine Umverteilung von bezahlter zu unbezahlter Arbeit in Wirklichkeit auch der Schlüssel dafür ist, dass man diesen Faktor Geschlecht auch in der Einkommensschere schließen kann. Dieser Faktor Geschlecht macht aber unterschiedliche Studien, unterschiedliche Ergebnisse zwischen 5 und 7 Prozent aus. Es geht jetzt darum, dass man Maßnahmen setzen muss, die auch wirklich schnell zu Konsequenzen führen. Also man kann zum Beispiel sagen, die Einkommensschere kann geschlossen werden und kann mit Maßnahmen, wie wir sie hier in der Stadt zum Beispiel setzen, mit einer Quote für Führungspositionen gut geschlossen werden. Ansonsten wartet man ewig, ewig und ewig.

Diese Quotenregelung brauchen wir nicht nur in politischen Gremien, die brauchen wir nicht nur hier in der Stadt und in der Verwaltung, solche Quoten-
regelungen bräuchte es durchaus auch in privaten Unternehmen, bräuchte es auch durchaus in Aufsichtsratspositionen, denn das ist in Wirklichkeit einer der Faktoren, wo man ganz schnell ganz effizient was tun kann. Also das ist etwas, wofür ich mich auf jeden Fall einsetze. 

Wenn es darum geht, die Einkommensschere dann auch noch besser analysieren zu können, dann müssen wir uns auch vor Augen führen, dass nicht jedes System wie jetzt zum Beispiel das Wiener Besoldungssystem mit all seinen durchaus auch streitbaren Feldern trotzdem so transparent ist. Das heißt, in der Einreihung von Positionen in privaten Betrieben nach Kollektivverträgen ist nicht transparent erkennbar, welches Geld ich für welche Position bekomme. Es kann zum Beispiel nicht sein, dass man als Leiterin einer Buchhaltungsabteilung auf einmal nur mehr 1 500 EUR verdient für denselben Job, den davor vielleicht ein Mann als Leiter der Buchhaltungsabteilung gemacht hat und dort dann, ich weiß nicht, 2 300 EUR verdient hat. Das sind Differenzen, die Frauen nicht einholen können und dafür braucht es gesetzliche Regelungen. Das kann man auf der einen Seite letztendlich in den Kollektivverträgen regeln, aber in Wirklichkeit wäre es schöner, eine solche Transparenz in eine gesetzliche Form zu gießen, wo ganz, ganz klar ist - das muss klar sein -, für welche Position beziehe ich welches Gehalt. Also, das heißt, Einkommenstransparenz, Quoten und natürlich auch eine entsprechende betriebliche Frauenförderung, die auch durchaus für Klein- und Mittelbetriebe geht. Ich habe das mit dem Handbuch versucht zu beweisen. Das wäre letztendlich mein Beitrag, auch auf der kommunalen Ebene die Einkommensschere letztendlich schließen zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatzfrage, Herr Abg Dr Ulm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Ja, Frau Stadträtin, jetzt würde ich Sie schon ganz gerne beim Wort nehmen. Sie sagen, Ihr Ziel ist es, Beschäftigte so lange wie möglich in Beschäftigung zu halten. Sie könnten das in einem Bereich von heute auf morgen ganz leicht umsetzen und zwar bei den frühzeitigen Pensionierungen aus organisatorischen Gründen. Da gibt es einen klaren Widerspruch zu Ihrer Aussage. Wir haben im vergangenen Jahr 68 Personen aus organisatorischen Gründen vorzeitig in den Ruhestand geschickt, nicht aus gesundheitlichen, die waren Gott sei Dank nicht krank. Sie als Personalstadträtin haben es nicht geschafft (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), im Magistrat anderswo eine Beschäftigung zu finden. Diese Personen sind nicht in Beschäftigung verblieben, so wie Sie das zusagen und wünschen, sondern die hat man geschickt. 

Ich frage Sie daher: Wann werden Sie diese Ruhestandsversetzungen aus organisatorischen Gründen beenden und in der Handhabung letztendlich auf null kommen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sie können mich gerne festnageln. Wenn Sie sich die Statistik anschauen und vergleichen, dann sehen Sie, dass wir da auf einem guten Weg sind. Was ich vorhin auch mit dieser sozialen Verantwortung und mit den Frühpensionierungen gemeint habe, da müssen wir uns schon auch eines vor Augen führen: Wir haben auf der einen Seite ein ganz ein anderes System, ein ganz ein anderes Prinzip als es zum Beispiel der Bund hat. Wir haben eine sehr heterogene Beschäftigtenstruktur, das heißt, wir haben Menschen, die mit kranken Menschen arbeiten, genauso wie Menschen, die im Kanal arbeiten, Menschen, die bei der Feuerwehr tätig sind, Müllaufleger, wir haben auch viele, viele KindergärtnerInnen und dann haben wir auch den großen Bereich des jetzt, sage ich einmal, organisatorischen Büroteiles, des kaufmännischen Teiles. Und das heißt, diese Heterogenität in der Beschäftigtenstruktur muss man sich einmal vor Augen führen, wenn wir darüber sprechen, wie früh oder wie spät Wiener Beschäftigte in Pension gehen. Das ist der eine Punkt. 

Der zweite Punkt ist, dass wir immer wiederum sehr harte Schicksalsschläge vorfinden, wo man letztendlich traurig zur Kenntnis nehmen muss, da muss man eine vorzeitige Pensionierung in Kauf nehmen, da kann man nichts dagegen tun. Dann gibt es Menschen, die werden krank, aber haben auch eine Aussicht auf eine Genesung. Und da geht es dann um diese berühmte Diskussion zu der Reaktivierung. Da können Sie mich auch gerne festnageln, da bin ich sehr, sehr dran, dass wir in dieser Reaktivierung erfolgreicher werden, dass wir schauen, wenn Menschen krank sind und diese Krankheit wieder überwinden, wieder gesund werden, dass wir die auch wiederum in die Beschäftigung bringen, weil das ja natürlich auch für ihre eigenständige Existenzsicherung im Alter ganz, ganz wichtig ist. Das sind zum Teil junge Menschen, erschütternde Geschichten, aber trotzdem mit einer Chance auf eine Reaktivierung. 

Ich glaube, diese Heterogenität ist ja das, was so wichtig ist, die man auch sehen muss, wo unsere Gesundheitsprogramme ansetzen, et cetera. 

Das andere ist, dass man sich auch anschauen muss: Wie können wir uns in der Personalentwicklung so aufstellen, dass wir möglichst wenige solcher Fälle haben, wie Sie sie gerade angesprochen haben, und möglichst nah an der Mitarbeiterin sind, wenn es darum geht, Chancen sichtbar zu machen, gerade auch für Frauen? Da haben wir zum Beispiel ja vorhin auch gerade diese Teilzeitbeschäftigung besprochen. Das sind ja alles Faktoren, die letztendlich oft nicht dazu führen, dass man von der eigenen Pension auch wirklich selber leben kann, eigenständig und unabhängig leben kann. Das ist ja auch mein Ziel, dass Menschen sicher, unabhängig und selbstbestimmt leben können. Das heißt, wenn Sie mir jetzt hier diese Frage stellen, dann könnte ich mich heute da herstellen und könnte Ihnen wahrscheinlich eine halbe Stunde darüber berichten, was wir in dem Bereich alles machen, wenn es darum geht, wann wir Menschen in welchem Alter wie in die Pension schicken beziehungsweise welche Optionen haben wir auch, diese Menschen zum Beispiel wieder zurückzuholen. Das andere ist die Organisations-
entwicklung, die Personalentwicklung, das, was Sie jetzt gerade angesprochen haben, wo es darum geht, wie ich mich in meiner Personalverantwortung auch strukturell aufstelle. Da bin ich und bleibe ich eine Sozialpartnerin und achte darauf, dass die Menschen einen guten Weg für sich haben und dass das auch gut mit dem Weg zusammenpasst, den wir in der Organisation, in unserer Personalpolitik letztendlich einschlagen. Das kann ich Ihnen versichern.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. 

Wir kommen zur 3. Frage (FSP - 01245-2009/0001 - KSP/LM). Sie wurde von Frau Abg Mag Sybille Straubinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Der geplante Ausbau des Atomkraftwerkes Mochovce mit den Blöcken 3 und 4 ist nicht nur für die Wiener Bevölkerung Besorgnis erregend. Was kann aus Ihrer Sicht unternommen werden, um speziell die Wiener Bevölkerung nicht zu gefährden?) 

Bitte Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, danke schön. Die Frage beschäftigt sich mit dem geplanten Ausbau des Atomkraftwerks Mochovce, das ja bekanntlich nur 160 km von Wien entfernt liegt und wo geplant ist, die Kapazitäten zu verdoppeln. 

Es gibt bis jetzt die Blöcke 1 und 2 und die Blöcke 3 und 4 sollen nun auch fertiggestellt werden. Die Blöcke 3 und 4, das muss man wissen, wurden bereits in den 80er Jahren zu bauen begonnen. Dann gab es offensichtlich finanzielle Schwierigkeiten und der Bau wurde unterbrochen. Die Baugenehmigung ist immer noch aus dem Jahr 1986 und das sind auch schon die Gründe, die mich dazu bewegt haben, dass wir uns in diesem Bereich sehr, sehr stark engagieren werden, weil dieses Kraftwerk derzeit dort als Industrieruine steht. Ich habe mich davon wirklich auch schon persönlich überzeugt und kann Ihnen nur sagen, ich war wirklich zutiefst schockiert, in welchem Zustand die Blöcke 3 und 4 beziehungsweise das, was davon noch da ist, sind. Das ist einfach eine Industrieruine, wo Teile der Anlage in Plastik eingepackt seit vielen Jahren dort irgendwie herumstehen und, wie man so schön sagt, den Elementen ausgesetzt sind. Andere Teile befinden sich angeblich in einem Lager eingemottet. Und mit diesen alten Bestandteilen und einer alten Baugenehmigung soll jetzt dieser Reaktor, der auch zu den Uraltreaktoren sowjetischer Bauart zählt, fertiggestellt werden. Das ist natürlich für mich als Umweltstadträtin von Wien, das, wie gesagt, nur 160 km von Mochovce entfernt liegt, ganz klar ein Auftrag, dass wir uns da engagieren werden. 

Wir haben eine Studie mit der Wiener Umweltanwaltschaft gemacht, das heißt, die Wiener Umweltanwaltschaft hat diese Studie bei Experten in Auftrag gegeben, wo wir einmal alle inhaltlichen Kritikpunkte zusammengefasst haben, die es dazu gibt. Wir beteiligen uns jetzt an den Vorverfahren zum UVP-Verfahren, das derzeit läuft, das so genannte Scoping-Verfahren, wo es einmal darum geht festzulegen, was überhaupt Gegenstand einer Umweltverträglichkeits-
prüfung sein wird. Dieses Scoping-Verfahren läuft bis 16. April. Da bringen wir diese Studie als unsere Expertise ein und warten dann ab, wann es tatsächlich zu einem UVP-Verfahren kommt. Der zeitliche Ablauf ist insofern nicht wirklich absehbar, weil das natürlich sehr stark von der Betreiberseite, also von der slowakischen Seite abhängt, wann da die nächsten Schritte sind. 

Die wichtigsten Kritikpunkte, ein paar habe ich ja schon genannt, sind natürlich, dass das ein völlig veraltetes Ding ist und dass sich das eben wirklich schon in den 80er Jahren in Bau befunden hat und logischerweise jetzt auch völlig veraltet ist und auch die Anlagenteile dementsprechend alt sind und dass bei diesem Atomkraftwerk grundsätzlich kein Containment vorgesehen ist. Das heißt, die Schutzhülle, die im Fall der Fälle bei einem Unfall die Radioaktivität zurückhalten soll, ist da überhaupt nicht vorgesehen. Massiv kritisiert wurde auch der unzureichende Schutz bei Flugzeugabstürzen. Die Erdbebensicherheit am Standort ist nicht gegeben. Beim Brandschutz gibt es Probleme, und so weiter, und so weiter. Also es ist eine ganz, ganz lange Liste, die wir jetzt einmal in diese Vorverhandlungen eingebracht haben, weil das natürlich genau die Punkte sind, über die wir besonders genau reden wollen. Dann werden wir sehen, wann es zu einem Hauptverfahren kommt. Dann möchten wir natürlich möglichst vielen Wienerinnen und Wienern die Möglichkeit bieten, dass sie sich an diesem Verfahren beteiligen können. Wir werden umfassend informieren.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 1. Zusatzfrage stellt Frau Abg Matiasek. Ich ersuche darum.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke.

Frau Stadträtin! Ich schätze Ihre Bemühungen und auch Ihren Standpunkt. Nur, wenn man die Sache realistisch betrachtet, wird man in der Atompolitik als Land – ich meine jetzt im Sinn von Bundesland – auch nationalstaatlich nicht sehr viel ausrichten können, sondern es wird im Wesentlichen darauf ankommen, wie in diesem Falle die EU-Linie läuft, wie wir hier auf europäischer Ebene agieren, denn alle Bemühungen sind gut. Und selbst wenn sich Wienerinnen und Wiener beteiligen können, ist das so eine schöne Sache, aber ich glaube, trotzdem nicht wirksam genug, um jetzt so einen Schrottreaktor nicht nur zu verbessern, sondern überhaupt zu verhindern. Das wäre ja das Ziel. Die SPÖ hat ja von allen Parteien für mich ein bisserl die durchaus unklarste Linie in der Frage der Atomenergie. Wir haben aber auch gesehen, dass Sie auch in der Europapolitik ja durchaus flexibel sind. Ich denke an den berühmten „Kronen Zeitungs“-Brief. 

Ich frage Sie, in dem Fall Frau Landesrätin: Inwiefern wirken Sie auf die europäische Linie in punkto Atomenergie, Atomkraft ein - wir haben am 7. Juni Wahlen – und wie wird da die Position der SPÖ sein? Sie haben ja Ihren Wiener Parteikollegen als Spitzenkandidaten. Ich denke, Sie haben auch etwas mitzureden, vielleicht wie das Programm ausschaut, wie die künftige Linie sein wird.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Aus meiner Sicht ist die Linie der SPÖ seit Zwentendorf unverändert, nämlich ganz klar eine Ablehnung der Nutzung der Kernenergie zur Energieerzeugung und auch für andere Zwecke. Ich glaube, das liegt ganz eindeutig am Tisch. Schwierig ist es natürlich, diese Linie auch bei Nachbarländern durchzusetzen. Das haben wir auch beim AKW Temelin gesehen. Das ist ja nicht immer nur eine leichte Geschichte gewesen. Ich glaube, dass es trotzdem wichtig ist, die Menge aufzuzeigen. Das ist einmal der erste Schritt, das durch Experten fundiert aufzuzeigen und nicht irgendwie in einer Aufgeregtheit zu sagen, sondern wirklich mit fundierter Expertise einmal hineinzugehen und sich am Verfahren zu beteiligen.

Die zweite Ebene und Ansatzpunkt ist, meiner Meinung nach, die Finanzierung. Sie erinnern sich möglicherweise, dass bei den Blöcken 1 und 2 von Mochovce es damals durch österreichisches Engagement gelungen ist, die Finanzierung mit dem EBRD-Kredit zu verhindern, mit diesem Kredit der EBRD. Das hat dann im Endeffekt zu einer Verzögerung von doch einigen Jahren geführt. Ich sehe auch hier die Finanzierung als einen möglichen Hebel. Aber die Betreiber von Mochovce 3 und 4 haben aus den Erfahrungen in den 90er Jahren gelernt und haben bisher noch nicht auf den Tisch gelegt, wie sie diesen Ausbau der Blöcke 3 und 4 zu finanzieren gedenken. Ich bezweifle allerdings massiv, dass sie das alles aus eigenen Reserven zustande bringen, weil es doch eine Summe von 2,8 Milliarden EUR ist. Das ist doch eine stattliche Summe. Das heißt, da wird es sicher irgendwie die eine oder andere Form der Finanzierung geben. Es wird jetzt darauf ankommen, wollen sie auf Eurotom-Mittel zurückgreifen? Gibt es andere Kredite? Wie schaut das jetzt auch im Lichte der Finanz- und Wirtschaftskrise aus? Wird sich da an der Finanzierung etwas ändern? 

Wie gesagt, es ist bisher noch nicht offen gelegt. Das hüllen sie noch in Schweigen, wohl auch um leidvolle Erfahrungen aus der Vergangenheit zu vermeiden, wo man von Anfang an sehr stark bei diesem Finanzierungspunkt angesetzt hat. Das sehe ich nun sozusagen als eine potenzielle Möglichkeit.

Die EU-Kommission hat im Zusammenhang mit Mochovce 3 und 4 eine recht interessante Position, weil auch die bisher die Sicherheitsmängel kritisiert hat. Da sehe ich zumindest eine gewisse Hoffnung auf einen Ansatz eines Verbündeten in diesem Bereich, weil ganz genau weiß man es natürlich dann erst am Schluss. Aber die Kommission hat auch hier einmal Bedenken angemeldet. 

Ein weiterer Ansatzpunkt, den ich noch sehe ist, ist Enel, der italienische Strom- und Energieerzeuger, der auch im Eigentum des italienischen Staates ist und hier mittlerweile Mehrheitseigentümer von Slovenske elektrarne ist. Das heißt, Italien ist da sehr massiv involviert. Ich habe auch schon Gespräche mit dem Umweltminister geführt, dass wir versuchen, auch über Italien einzuwirken und zu sagen: Moment einmal, das kann irgendwie nicht sein, dass Italien zwar selbst keine Atomkraftwerke mehr haben will, aber freundlicherweise uns dann eins in der Nähe, nämlich in der Slowakei, 160 km von Wien vor die Türe stellt. Noch dazu eines, das diesen Standard aufweist. 

Die UVP ist jetzt nicht der einzige Ansatzpunkt, den wir verfolgen. Da kann ich Sie beruhigen. Ich sehe noch ein paar andere Ansatzpunkte, wo sich aber dann erst in Zukunft weisen wird, welche Möglichkeiten wir da haben. Ich bin wirklich davon überzeugt, dass wir diesen Kampf führen sollten, auch auf das Risiko hin, dass wir möglicherweise nicht gewinnen können.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch. Ich ersuche darum.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Ich schätze natürlich Ihr Engagement in dieser Sache. Leider Gottes hat die Regierung Berlusconi beschlossen, auch in Italien selbst in der nächsten Zeit Atomkraftwerke zu errichten. Aber um das geht es mir hier gar nicht.

Ich finde es gut, dass Sie sich hier so engagieren. Ich frage mich aber die ganze Zeit und das ist auch die Frage, die ich an Sie stellen möchte: Warum bündelt man hier in Wien nicht alle Kräfte, lädt die Opposition, NGOs, Initiativen, aber auch die anderen Bundesländer, die davon betroffen sind und in der Nähe von diesen Schrottreaktoren sind, die möglicherweise demnächst da errichtet werden, zu einem Antiatomgipfel ein, um wirklich alle Kräfte zu bündeln? Oder glauben Sie, dass Sie das alleine besser machen können?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich freue mich jederzeit über Unterstützung von der Opposition. Ich glaube, auf das können wir uns einigen. Wir können gerne so einen Antiatomgipfel machen. Ich habe diese Forderung schon aus den Medien gewusst. Ich glaube, dass das erst Sinn macht, wenn es wirklich losgeht, nachdem der Zeithorizont bei dieser ganzen UVP-Geschichte ein sehr, sehr unklarer ist. Es hat sehr lange geheißen, es wird vor den Weihnachtsferien beginnen. Mittlerweile glaube ich, ehrlich gesagt, nicht, dass es vor dem Sommer mit dem Verfahren wirklich losgeht. Man wird einfach sehen, wie sich das weiter entwickelt. Aber wir können gerne etwas in diese Richtung machen. Ich habe überhaupt kein Problem damit. Wenn die GRÜNEN das möchten, noch einmal explizit eingeladen zu werden, da mitzutun, dann mache ich das selbstverständlich gerne.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 3. Zusatzfrage stellt der Herr Abg Dipl-Ing Stiftner. Ich ersuche darum.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Stadträtin! 

Es freut mich natürlich, dass Sie sich dieses Themas so annehmen. Ob Sie das wirklich aus eigener Intention machen oder mehr als eine angenehme Plattform, die Eigen-PR zu verstärken, lasse ich einmal dahingestellt und das ist auch nicht wirklich die Frage. 

Wir müssen uns aber auch der Tatsache stellen, dass naturgemäß die Nachbarländer nicht aus Jux und Tollerei die Atomkraftwerke in Betrieb halten, sondern auf diese vielfach auch angewiesen sind. Die Frage bringt mich vor allem in diese Richtung, dass wir doch sehr viele Kooperationen speziell auch im Umweltbereich haben und Sie schmücken sich ja auch mit dieser Tatsache, dass wir international kooperieren, andere Länder unterstützen. 

Ich möchte Sie hier ganz konkret fragen: Was machen Sie, welchen Beitrag macht das Umweltressort und die Stadt Wien in der Richtung, dass es unseren Nachbarstädten - ganz bewusst auf die Städte ausgelegt - gelingen kann, in Zukunft aus der Atomenergie auszusteigen? Welche Effizienzprogramme werden da gestartet und welche Umstiegsprogramme auf erneuerbare Energie werden hierbei unterstützt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich kann Ihnen nur sagen, Herr Abgeordneter, ich bin froh, dass ich mit dem Herrn Umweltminister eine bessere Gesprächsbasis habe als mit Ihnen. Der hat mir noch nie unterstellt, dass ich mich auf einer Plattform da irgendwie selbst bewerben will, sondern war sofort gerne bereit, in dieser wirklich ganz essentiellen Frage für Wien, nämlich Mochovce 3 und 4, zusammenzuarbeiten. Das finde ich eigentlich eine sehr feine Sache. Aber scheinbar ist das mit der Wiener ÖVP ein bissel schwieriger, hier gemeinsam für die Interessen der Wienerinnen und Wiener zu arbeiten.

Es gibt zahlreiche Dinge, die wir gemeinsam mit unseren Nachbarstaaten machen und die von der Wiener Umweltanwaltschaft koordiniert werden, wo es eben darum geht - es gibt diese Internetplattform, aber auch ganz konkrete Projekte mit Schulen und auch mit anderen Betrieben -, erneuerbare Energie in unseren Nachbarländern Slowakei und so weiter zu installieren. Das funktioniert manchmal besser und manchmal schlechter, muss ich sagen. Wir haben zum Beispiel auch etwas zu Kleinwasserkraftwerken gemacht. Man sieht, dass das noch in den Kinderschuhen steckt, aber dass es dort jetzt auch immer mehr Interesse gibt, sich stärker in den Bereich erneuerbare Energien einzubringen. Ich nehme an, dass die jetzige wirtschaftliche Lage auch dazu führen wird, dass man sich noch stärker in diese Richtung engagiert, weil es einfach auf der Hand liegt, dass es sinnvoll ist, im Energiebereich stärker autark zu sein. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatzfrage stellt Frau Abg Mag Straubinger. Ich ersuche darum.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Landesrätin!

Atomkraft wird von den Befürwortern oft auch als umweltfreundliche Technologie dargestellt, vor allem als wirkungsvolle Maßnahme im Kampf gegen den Klimawandel. Das liegt daran, dass das Atomkraftwerk keine CO2-Emissionen ausstößt und argumentiert wird dann auch immer damit, dass weltweit dadurch rund 2,5 Milliarden Tonnen jährlich an CO2 eingespart werden. 

Können Sie dieser Argumentation etwas abge-
winnen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Nein, natürlich nicht. Ich war selber auf einigen Klimakonferenzen, wo die Atomlobby dort immer einen sehr großen Stand gehabt hat und versucht hat, eben über die Hintertür des Klimaschutzes die Atomkraft wieder salonfähig zu machen. Nein, ich sehe das völlig anders. Kernenergie ist keine nachhaltige Form der Energiegewinnung, ganz im Gegenteil. Wer sich einmal den Uranabbau angeschaut hat und was dafür alles benötigt wird, auch an fossilen Brennstoffen und so weiter und dann die Entsorgung und Endlagerung, also weit entfernt von nachhaltig oder klimafreundlich. Ich glaube, diese Kostenwahrheit muss man einfach einmal auf den Tisch legen und das noch stärker betonen. Aber ja, mir ist diese Diskussion bekannt und deswegen ist es auch umso wichtiger, dass man wirklich ganz vehement gegen dieses Märchen auftritt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin.

Wir kommen zur 4. Frage (FSP - 01253-2009/0001 - KFP/LM), die von Herrn Abg Mag Johann Gudenus an den Herrn Landeshauptmann gestellt wird. (Im Wiener Landes-Sicherheitsgesetz ist unter anderem Folgendes geregelt: Wer ungebührlicherweise störenden Lärm erregt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 700 EUR, im Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer Woche zu bestrafen. In der Realität ist die mutwillige Lärmerregung Hauptärgernis bei den Wienern. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen gehen offensichtlich zu wenig weit, andere Maßnahmen fehlen gänzlich. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die rechtlichen Bestimmungen verschärft oder andere Maßnahmen gesetzt werden?)

Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Zu Ihrer Anfrage halte ich fest, dass im Jahre 2007 zirka 1 800 und im Jahre 2008 zirka 2 500 Verwaltungs-
strafen von der zuständigen Bundespolizeidirektion Wien wegen ungebührlicherweise störenden Lärms eingeleitet worden sind. Die im Jahr 2008 höhere Zahl an Verwaltungsstrafverfahren ergab sich aus einer Abweichung nach oben im ersten Halbjahr 2008, was letztendlich auch nachvollziehbar ist.

In den Monaten Jänner und Februar 2009 wurden zirka 300 Verwaltungsstrafverfahren wegen ungebührlicherweise störenden Lärms eingeleitet. Daraus ergibt sich, dass mit Ausnahme der Fußball-Europameisterschaft 2008 kein signifikanter Anstieg der von der Bundespolizeidirektion Wien wegen ungebührlicherweise störenden Lärms eingeleiteten Verwaltungsstrafverfahren auf Grundlage des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes zu verzeichnen ist.

Wenn Sie vermeinen, dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen offensichtlich zu wenig weit gehen und andere Maßnahmen gänzlich fehlen würden, weise ich darauf hin, dass das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz Schutz vor privat verursachten Lärm in Wohnungen und in der Öffentlichkeit regelt. Darüber hinaus sind in einer ganzen Reihe von anderen Gesetzen spezielle Verbote von Lärmerregung und daran anknüpfende Verwaltungsstrafsanktionen vorgesehen. Dies betrifft beispielsweise folgende Sachbereiche und Regelungen: Die Straßen-
verkehrsordnung 1960 sieht im Rahmen verschiedener Fahrverbote und anderer gesetzlicher Anordnungen wie zum Beispiel bei sportlichen Veranstaltungen auf der Straße oder bei Ladetätigkeit Regelungen zur Vermeidung von Lärmentwicklung vor. Weiters besteht auf Grund des Kraftfahrgesetzes 1967 ein allgemeiner Schutz vor ungebührlichem Lärm, wonach der Lenker mit einem von ihm gelenkten Kraftfahrzeug nicht ungebührlichen Lärm verursachen darf.

In der Gewerbeordnung 1994 besteht ein Nachbarschutz vor Belästigung durch unzumutbaren Lärm, der von einer gewerblichen Betriebsanlage ausgeht, welche durch das Betriebsanlage-
genehmigungsverfahren geregelt ist. Zusätzlich sind in Gastgärten die Anforderungen des Lärmschutzes ebenso gesetzlich geregelt wie die zeitliche Betriebsbeschränkung. Für die Bundespolizeidirektion Wien besteht die Möglichkeit, Gastgewerbebetriebe wegen wiederholter unzumutbarer Belästigung in der Nachbarschaft durch nicht strafbares Verhalten von Gästen vor der Betriebsanlage die Sperrzeiten vorzuverlegen. Es bestehen ebenso Vorschriften zum Schutz vor Baulärm in der Bauordnung für Wien, im Gesetz zum Schutz gegen Baulärm und in der Emissionswertverordnung über das Festlegen von Lärmgrenzwerten und die Möglichkeit der Anordnung der Einstellung von Bauarbeiten. Auch im Veranstaltungsrecht gibt es zahlreiche lärmschutz-
relevante Bestimmungen für Veranstaltungen und Veranstaltungsstätten mit umfangreichen behördlichen Instrumenten. Dazu gehören beispielsweise die Festlegungen von Emissionsgrenzwerten in Genehmigungsbescheiden und die Möglichkeit von Sofortmaßnahmen in Form des Abbruchs von Veranstaltungen durch den Magistrat und die Polizei bei gesundheitsschädigenden Lärmbelästigungen.

Alle diese Vorschriften sind mit der Möglichkeit von Strafsanktionen verbunden. Es gibt somit derzeit für alle Lebensbereiche der Bürgerinnen und Bürger ausreichend gesetzliche Lärmschutzregelungen, die von der Polizei, dem Magistrat der Stadt Wien und insbesondere auch während der Nacht vom technischen und juristischen Permanenzdienst der Stadt Wien vollzogen werden. 

Wenn ich mir das so anschaue, dann wundere ich mich, dass in der Stadt überhaupt noch irgendwas stattfindet.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 1. Zusatzfrage stellt der Abg Mag Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, sehr geehrter Herr Landes-
hauptmann, vielen Dank für die ausführliche Antwort. Sie haben geschildert, es gibt sehr, sehr viele Verwaltungsverfahren auf Grund von Lärmbelästigung. Trotzdem gibt es immer wieder Fälle, wo es zu akuter Lärmbelästigung kommt und eben nichts geschieht wie zum Beispiel in einer Wohnstraße im 20. Bezirk, in der Wehlistraße (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), Millennium-City, wo es eben seit Monaten eine intensive Lärmbelästigung gibt und bisher nichts unternommen wurde, wo sich eben Beschwerden häufen, wo bis 4, 5 Uhr in der Früh Jugendliche Lärm erzeugen und dann eben schon ab den frühen Morgenstunden die MA 48 kommt, um auch den Müll zu entfernen, was klarerweise eben wieder Lärm verursacht. 

Meine Frage ist: Könnten Sie sich in solchen konkreten Fällen vorstellen, die von Ihnen geforderten oder die von Ihnen avisierten 4 000 Ordnungsberater zur Bekämpfung des Lärms einzusetzen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landes-
hauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Der Fall, den Sie hier geschildert haben, ist ja nicht unbekannt, der ist heute schon gesetzlich geregelt. Es geht dabei lediglich um die Frage des Einschreitens. Es ist damit keinerlei weiterer Regelungsbedarf verbunden und dass die MA 48 den Müll wegräumt, ist ihre tatsächlich genuine Aufgabe und ich werde sie auch in keiner Weise daran hindern. Daher ist von meiner Seite her da keine Veranlassung dabei zu treffen, außer dass man im besonderen Ausmaß die Polizei darauf aufmerksam macht, dass auch hier die Gesetze einzuhalten sind.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch. Ich ersuche darum.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Ich finde das ausgezeichnet, dass die Müllentsorgung weiterhin funktionieren wird und nicht wartet, bis der Kollege Gudenus in der Früh ausgeschlafen hat. Das finde ich ja wirklich hervorragend. 

Es gibt auch das Veranstaltungsrecht und das Gewerberecht. Sie regeln die Lärmemissionen und schreiben durchaus auch einige Dinge vor, die man dann erledigen kann. Aber wenn man sich anschaut, zum Beispiel gibt es eine Untersuchung unter anderem auch von IFES, was die Bürger an Umwelteinflüssen am allermeisten stört, und da kommt der Straßenlärm heraus. Und zwar behaupten in Wien insgesamt, wenn ich mich nicht täusche, 30 Prozent der Bevölkerung, dass sie dieser Lärm stört und manchmal sogar gesundheitsgefährdend ist. 

Deswegen meine Frage und ich möchte nur dazu noch sagen, es ist mir auch wichtiger als diese Geschichte, dass in einer Fußgängerzone irgendwelche Menschen vielleicht an einem Tag ein bisschen lärmen. Am Silvester regt das wahrscheinlich auch niemanden auf. Aber das geht 364 oder 365 oder 366 Tage im Jahr, manchmal sogar rund um die Uhr. Was werden Sie unternehmen, um den Verkehrslärm so zu verringern, dass die 30 Prozent Wienerinnen und Wiener besser schlafen können?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landes-
hauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Na ja, nachdem ich an der Ecke Sandleitengasse wohne, weiß ich ja, wovon ich rede. Nur ändert es nichts an der Tatsache, dass wir sehr wohl Maßnahmen zu setzen haben, die den Verkehr vom Individualverkehr hin zum öffentlichen Verkehr verlagern. Es kann ja kein Mensch behaupten, dass in Wien der öffentliche Verkehr nicht in besonderem Ausmaß ausgebaut wird. Bei allem Nachholbedarf, den es da und dort noch gibt und unabhängig mal von den Wünschen der GRÜNEN ist das unzweifelhaft die Maßnahme, die man zu setzen hat. Auf der anderen Seite sage ich, auch Mobilität ist etwas, was sich noch ein sehr viel höherer Prozentsatz der Bevölkerung wünscht. Ich kenne eine Reihe, in der Zwischenzeit sind es die Kinder von GRÜNEN-Freunden, die als allererstes, wenn sie 18 sind, den Führerschein machen und ein Auto haben wollen. Mag sein, dass pädagogische Zwangsmaßnahmen gesetzt wurden, aber im Regelfall ist das so. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ja, so schaut es aus.

Also wie dem auch immer sei, der Regelfall ist jedenfalls der und daher wird man natürlich auch hier durch Anreizsysteme etwas erreichen. Ich weiß schon, natürlich ist in der Stadt Verkehrslärm ein Problem. Natürlich sind die Maßnahmen, die man setzen kann, so zu setzen, dass sie tunlichst auch auf eine entsprechende Akzeptanz stoßen. Es macht ja manchmal schon einen Sinn, wenn man solche Anfragen bekommt, weil man sich dann selber vergegenwärtigt, was da eigentlich für eine Regelungsflut da ist. Ich habe nicht umsonst den Schlusssatz gesagt, dass ich mich wundere, dass überhaupt noch irgendeine Veranstaltung in der Stadt stattfindet, dass bei der Regelungsflut überhaupt noch ein Leben in der Stadt stattfindet. Das gilt aber natürlich auch für den Verkehrslärm. Ganz ruhig wird es dann sein, wenn die Stadt leer ist. Dann wird es ganz ruhig sein. Aber es entspricht auch der Mentalität mancher, das verstehe ich schon, dass die schönsten Schulen ohne Kinder und die schönsten Spitäler ohne Patienten sind.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Wir haben gestern recht ausführlich über das Ordnung Halten und Ordnung Schaffen in Wien gesprochen. Sie haben von 4 000 Ordnungshütern im Bereich der Stadt Wien gesprochen und davon, dass Sie gerne dort, wo Sie können und wo es sinnvoll ist, die Bundespolizei im Sinne einer sinnvollen und effizienten Zusammenarbeit unterstützen. 

Ich frage mich jetzt, ob bei bestimmten Formen der Lärmerregung wie Fußball Spielen von Kindern in der Nacht oder Klavier Spielen am Sonntag zu Mittag, ob es da wirklich notwendig ist, dass wir Bundespolizisten in die Wohnungen schicken oder ob das nicht der klassische Fall für manche der von Ihnen genannten 4 000 Ordnungshüter wäre? (Heiterkeit bei Abg Mag Rüdiger Maresch.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-
mann! 

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es wird wahrscheinlich zum Beispiel damit zusammenhängen, wer Klavier spielt. Wenn Buchbinder in seinem Haus im 19. Bezirk spielt, wird das wahrscheinlich nicht unter Lärmerregung fallen; wenn ich das beispielsweise tun würde, dann sehr wohl und ohne jeden Zweifel. (Heiterkeit.)
Aber bevor wir uns diesem umfangreichen Themenfeld zuwenden: Es besteht ja durchaus auch die Möglichkeit, dass man zum Nachbarn hinübergeht und zum Beispiel klopft, weil er das Radio zu laut aufgedreht hat - was ja die wahrscheinlichere Variante ist, als dass jemand auf Grund von Klavierspiel durch Lärm gestört wird -, und sagt: Hören Sie, drehen Sie leiser, das ist zu laut!, und dass sich dann daraus vielleicht ein konstruktives Gespräch entwickelt. Das ist ja denkmöglich! - Und wenn es zu Tätlichkeiten kommt, wer soll dann dort hingehen? Die „Waste Watchers“? Oder wer? (Lebhafte Heiterkeit.) - Dann wird man wohl die Polizei brauchen, da wird man nicht darum herumkommen. 

Also, nicht böse sein, aber das scheint mir ein Problem zu sein, das sozusagen auch unter Eigenverantwortung und Eigenvorsorge fällt. Sie sind ja diejenigen, die immer so sehr den mündigen Bürger propagieren! Zu Recht, im Übrigen; ich stimme da mit Ihnen überein.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Gudenus. - Ich ersuche darum.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Auf der Homepage der Gemeinde Wien wird angegeben, dass die Hälfte der Wiener und Wienerinnen durchaus unter Lärm leiden, dass es doch einen enormen Grad an Lärmbelastung gibt. Und natürlich belegen die Studien, dass Lärm krank macht, und das ist auch die Realität, die wir oft wahrnehmen können, wie eben im Fall des Beispiels, das ich vorher erwähnt habe.

Meine Frage an Sie ist, ob Sie sich, abgesehen von den bisher genannten, heute diskutierten Möglichkeiten, auch andere Maßnahmen vorstellen können, dieser Lärmbelastung entgegenzuwirken.

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Angesichts der Regelungsflut, die in diesem Bereich ohnehin bereits besteht, bin ich zur Zeit phantasielos, was zusätzliche Maßnahmen in diesem Bereich betrifft. Aber ich bin natürlich für vernünftige Vorschläge jederzeit offen, das ist gar keine Frage. Nur: Alle Fälle, die man bisher - unter anderem auch den, den Sie hier vorgetragen haben - an mich herangetragen hat, sind bereits geregelt und fallen eigentlich sehr klar und eindeutig auch in die Zuständigkeit der Polizei. Es machen die Bürgerinnen und Bürger ja durchaus auch, wie man gesehen hat, Gebrauch davon, denn diese wissen natürlich auch, wo man sich hinzuwenden hat.

Also diskutieren wir darüber, reden wir! Wenn es vernünftige Vorschläge sind, dann gerne. Mir fällt momentan nichts Zusätzliches mehr ein. Denn ich möchte schon, dass man in dieser Stadt einfach auch noch leben kann, nämlich auch urban leben kann. Denn, das ist dasselbe: Sie propagieren - Sie persönlich vielleicht nicht, aber die FPÖ hat es bislang immer getan - freie Fahrt für freie Bürger mit dem Kraftfahrzeug ... (Zwischenruf bei der FPÖ.) - Nun, er ist da gesessen, und das habe ich von ihm nicht nur einmal gehört; und das war damals zumindest noch die FPÖ. - Wie dem auch sei ... (Neuerlicher Zwischenruf bei der FPÖ.) Gut. Also jetzt - tempora mutantur.

Aber es wird nicht möglich sein, es in einer Agglomeration wie der Stadt so leise zu machen, dass es für niemanden mehr ein Problem darstellt. Das ist völlig klar, das liegt auch völlig auf der Hand. Es ist angesichts jener Fälle, die sozusagen von der Bundespolizeidirektion auch entsprechend dokumentiert wurden, natürlich ein Problem, das ist überhaupt nicht kleinzureden. Natürlich hat man alles Mögliche zu tun, und wenn ich mir anschaue, was es da allein an Regelungsmaterien gibt, dann ist es eigentlich ohnehin schon unglaublich, dass in dieser Stadt überhaupt noch etwas stattfindet. Das soll man auch machen, aber man muss gleichzeitig auch klar sagen: Ja, es ist eben lauter als im Wienerwald.

Und mit dem wird man, wenn man die anderen Vorzüge des urbanen Zusammenlebens genießt, bis zu einem gewissen Grad auch leben müssen. - Nicht leben muss man mit Randalierern oder ähnlichen Dingen, das ist überhaupt keine Frage. Aber das geregelt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 01252-2009/0001 - KGR/LM), die von Frau Abg Claudia Smolik gestellt wird und an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sie haben sich im Februar dieses Jahres klar für die Notwendigkeit einer bedarfsorientierten Mindestsicherung ausgesprochen. Am 10. März 2009 erklärte Herr Bundesminister Hundstorfer nun völlig überraschend, dass die Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung auf unbestimmte Zeit verschoben sei. Welche Schritte werden Sie unternehmen, um eine Umsetzung der bedarfsorientierten Mindestsicherung mit 1. Jänner 2010 sicherzustellen?)
Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete! Auch hier knapp und klar: 

Erstens, ich weiche von meiner Meinung in keiner wie immer gearteten Weise ab: Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass die bedarfsorientierte Mindestsicherung kommen muss, so rasch wie möglich. Mir wäre es vor einigen Jahren schon lieb gewesen, genauso wie die Regelung des Mindesteinkommens durch Kollektivvertrag und die Regelungen zur Mindestpension. Es sind dies die drei wesentlichen Säulen einer Armutsbekämpfung. Und ich persönlich bin der ganz, ganz tiefen Überzeugung, dass in einer Gesellschaft wie der unseren, auf diesem ökonomischen Niveau, Armut eigentlich etwas ist, das eine gesellschaftliche Schande darstellt. Und daher hat man die erforderlichen Instrumentarien zu schaffen, damit man dagegen effizient auftreten kann und in der Tat eine materielle Mindestsicherung darstellen kann.

Der zweite Punkt ist, dass Wien im Zuge eines Begutachtungsverfahrens eine Stellungnahme abgegeben hat, aus der ganz klar hervorgeht, dass wir wünschen, dass der Herr Sozialminister möglichst rasch die Art 15a-Vereinbarung und die damit im Zusammenhang stehenden Gesetzesvorschläge vorlegt.

Wir alle wissen natürlich, dass der Bund gewisse Probleme hat. Auf der Länderebene gibt es, mit einer Ausnahme, eine Einigung zwischen acht Bundesländern dazu, fixfertig, auch eine ausformulierte Art 15a-Vereinbarung. Ein Bundesland weigert sich bislang, dem beizutreten und das zu unterschreiben. Im Übrigen nicht deshalb, weil sie inhaltlich etwas dagegen einzuwenden hätten, sondern weil sie sagen, da bekommen dann auch Ausländer die soziale Mindestsicherung - was ja wirklich ein bemerkenswerter Standpunkt ist. 

Natürlich ist es uns wichtig, dass auch der Bund entsprechend nachzieht, wiewohl wir wissen, dass es dort eine andere Finanzierungsregelung gibt, weil aus der Arbeitslose, also aus der Versicherung, eigentlich die Notstandshilfe finanziert wird. Das ist auch so eine Sache, über die man nach Abschluss dieser Art 15a-Vereinbarung, nach einer Fixierung der bedarfsorientierten Mindestsicherung einmal diskutieren muss, dass man hier zu einer Vereinheitlichung des Finanzierungssystems kommt. Denn das eine ist eine soziale Transferleistung, und das andere ist aus einer Versicherung – das ist auf Dauer gesehen sicherlich nicht gut, wenn man hier ein einheitliches System der bedarfsorientierten Mindestsicherung auf Bundes- und Landesebene schaffen will. Und für uns hat das natürlich auch noch einen weiteren Grund: denn es fallen sonst dann allzu schnell und allzu rasch die Menschen aus den Bundessystemen - Notstandshilfe beispielsweise - in die Hilfssysteme des Landes respektive der Stadt.

Und darum bemühen wir uns sehr. Ich habe durchaus auch vorgeschlagen, auch öffentlich, dass man nachdenken sollte: Wenn ein Bundesland das nicht will – nun, dann eben nicht! Denn im Art 15a-Vertrag im Bereich der Förderung für Kinderkrippen ist es ja auch so: Da wird eben der Vertrag zwischen den Bundesländern und dem Bund abgeschlossen - und wer nicht will, der hat schon seine Gründe. Soll ja im Prinzip auch sein. 

Man denkt jetzt über vieles nach. Zielsetzung des Herrn Sozialministers ist, soweit ich weiß, dass er Kärnten überzeugt. Dann kann die Art 15a-Vereinbarung abgeschlossen werden, und dann hoffe ich, dass man sehr rasch auch alle notwendigen anderen Gesetze beschließen kann.

Ich werde alles dazu tun, das Meine dazu tun, dass es möglichst rasch zu dieser bedarfsorientierten Mindestsicherung kommt. Aber ich bin nicht allein.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 1. Zusatzfrage stellt Frau Abg Smolik. - Ich ersuche darum.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Landeshauptmann, für die klaren Worte. Sie haben die Situation in Bezug auf Kärnten ja schon angesprochen und dass sich der Herr Bundesminister bemühen wird, hier eine Regelung und eine Einigung zu erzielen. Nun kann es aber auch sein, dass diese nicht zustande kommt und dass inzwischen auch nicht die Lösung mit den anderen acht Bundesländern umgesetzt wird. Das heißt, es zieht sich wieder hin. Das haben wir ja schon in den vergangenen Jahren erlebt: Verschiedene Minister kündigen verschiedene Einführungsdaten für die bedarfsorientierte Mindestsicherung an. Jetzt war es der 1.1.2010 - das wird es jetzt wahrscheinlich wieder nicht werden. 

Das heißt, es kann sich noch ein bisschen ziehen - was völlig unbefriedigend für uns alle ist, und auch wir verlangen ja schon seit Langem, dass das sehr rasch kommen muss.

Was passiert und was macht Wien konkret, wenn diese bedarfsorientierte Mindestsicherung im nächsten Jahr dann nicht kommt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete! Diese Frage könnte ich Ihnen beantworten, das mache ich aber zur Stunde sicher nicht. Nicht deswegen, weil ich Ihnen etwas verheimlichen will - darum geht es nicht -, aber wenn man sich in einer solchen Verhandlungssituation, in einer so zugespitzten Verhandlungsposition befindet, dann legt man den Plan B nicht offen, denn damit begibt man sich ja vieler Chancen in dieser Verhandlung. Ich bitte daher vorläufig um Dispens, was die Beantwortung dieser Frage betrifft.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Dr Aigner gestellt. - Ich ersuche darum.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Abseits der Probleme mit dem Bundesland Kärnten: Wo sehen Sie - noch einmal kurz zusammengefasst - im inhaltlichen Bereich die Schwierigkeiten, die auch auf Bundesebene offenkundig noch zu Verzögerungen führen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Ich sehe, was das Land Wien und die acht Bundesländer betrifft, überhaupt keine Schwierigkeiten, denn hier gibt es einen völlig fertig ausverhandelten Entwurf für eine Art 15a-Vereinbarung. Probleme, die es auf der Bundesebene gibt, muss man auf der Bundesebene nachfragen. Ich kann mir auch dort nicht vorstellen, dass es ernsthafte Probleme geben kann, wenn man sich auf der Ebene bewegt, auf dem Level bewegt, auf dem wir uns eben heute bewegen. Das heißt, es geht im Wesentlichen auch darum, dass es zu dieser Vereinheitlichung der Sozialhilfe einschließlich auch ihrer Rahmenbedingungen - Stichwort Regressabschaffung - kommt. Das ist zwischen den Ländern ausverhandelt, das hat der Bund eigentlich so zur Kenntnis zu nehmen. Die Maßnahmen, die hier gesetzt werden, sind ja ohnehin spärlich genug, denn die ganze Frage der Umstellung etwa im Bereich der Notstandshilfe ist ja noch ein Punkt, der in dem zweiten Schritt zu machen ist. 

Also, ich weiß es nicht - ich sage das ganz offen -, aber ich bin auch nicht befugt, darüber Auskunft zu geben, selbst wenn ich es wüsste.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die 3. Zu-
satzfrage stellt Frau Abg Matiasek. – Bitte.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Angesichts der Tatsache, dass die Situation vor allem für die Menschen, die in ihrer Existenz bedroht werden, im Moment immer enger wird und jetzt auch das Datum für die Einführung der Mindestsicherung auf unbestimmte Zeit verschoben ist: Es war ja immer wieder in Diskussion beziehungsweise wurde angeregt, soziale Transferleistungen auch zu valorisieren. Sie haben sich bis jetzt dagegen ausgesprochen.

Können Sie sich vorstellen, dass man, um die Situation dieser Menschen zu entspannen, jetzt endlich auch eine Valorisierung sozialer Transferleistungen andenkt? 
Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete! Ich bin ganz sicher, dass Ihnen die weit über eine allfällige Valorisierung hinausgehende Erhöhung der Sozialhilfe, die in Wien vorgenommen wurde, nicht entgangen ist, ebenso wenig wie (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Pflegegeld!) dass das Pflegegeld entsprechend erhöht wurde, der Heizkostenzuschuss verdoppelt wurde. Ich denke daher, es ist hier eine Fülle von Maßnahmen gesetzt worden, die weit über eine solche allfällige Valorisierung hinausgehen.

Was wir wollen, ist diese strukturelle Veränderung von den einzelnen Landessozialhilfen und der dahinterstehenden Gesetzgebung hin zu einer in Österreich einheitlich geregelten bedarfsorientierten Mindestsicherung. Es ist derzeit so, dass man in einem Bundesland bis zu den Enkelkindern die Leistungen zurückzahlen muss, in anderen Bundesländern hingegen, wie bei uns, zum Beispiel, gibt es das alles nicht; die Höhen sind völlig unterschiedlich; auch die, wenn man es so nennen will, finanziellen Accessoires - wie Heizkostenzuschuss, wie Mietbeihilfe - sind völlig unterschiedlich. Es gibt also eine Reihe von Dingen, die völlig unterschiedlich geregelt sind. Hier geht es um einen einheitlichen Regelungsbedarf. 

Mir wäre es lieber gewesen, das Ganze wäre vor vielen Jahren schon passiert, das steht völlig außer Zweifel und ist gar keine Frage, und ich will jetzt, dass es möglichst rasch umgesetzt wird, nachdem man zwischen acht Bundesländern eine Einigung erzielt hat. Wien ist in dieser ganzen Entwicklung der Antreiber, der Motor - nicht die Bremse. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 4. Zusatzfrage stellt Frau Abg Smolik. - Bitte.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! Abschließend noch eine Frage: Wien ist ja, als Großstadt, in der Situation, dass die Armutszahlen steigen, dass die armutsgefährdeten Menschen immer mehr werden. Und nicht nur wir, sondern auch die Armutskonferenz fordert zum Beispiel schon seit Jahren, dass es einen Armutsbericht über die Lage der Menschen in dieser Stadt gibt. Es ist für mich völlig unverständlich, warum es in Wien diesen Bericht nicht gibt – im Gegensatz zu anderen Ländern: Tirol hat erst kürzlich einen Reichtums- und Armutsbericht vorgelegt, Niederösterreich und Kärnten haben ebenfalls solch einen Bericht -, um auch treffsichere Instrumente zu entwickeln oder sich anzuschauen: Wie treffsicher sind die Instrumente, die wir haben?, also auch zu überprüfen, zu evaluieren und dann zu schauen: Wo kann man nachschärfen?

Ich würde Sie jetzt gerne fragen: Warum gibt es in Wien keinen Armutsbericht? - Und vielleicht wird es ja doch einen geben. Und wenn es einen geben könnte: Wann könnte es diesen geben?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich kann Ihnen diese Frage nicht beantworten, ich weiß es schlicht und ergreifend nicht. Ich werde mich aber erkundigen, denn angesichts des Unterschieds im Leistungsniveau gerade in diesen Bereichen, wie etwa zwischen Wien und Niederösterreich, muss ja das letztendlich auch ein - relativ gesehen, denn jeder Einzelne, der unter die Armutsgrenze fällt, ist einer zu viel - erfolgreicher Leistungsbericht sein. Denn es mag sein, dass in Tirol oder in Niederösterreich ein derartiger Armutsbericht vorliegt, aber wenn ich mir anschaue, welche Unterschiede es da nicht nur vom Niveau der Leistung, sondern auch von der Zugänglichkeit zur Leistung gibt, dann frage ich mich schon, ob dieser Bericht tatsächlich ein so tolles Instrumentarium ist. Es kann mir nämlich kein Mensch einreden, dass man, wenn es in Oberösterreich etwas über 4 000 Sozialhilfeempfänger gibt und in Wien etwas über 90 000 Sozialhilfeempfänger, deswegen sagen kann, in Wien ist die Armut um so vieles größer als in Oberösterreich, sondern: Bei den derzeitigen Regelungen sind viele dieser Leistungen im Gemeindeamt abzuholen, und da gibt es eben schon eine Menge Menschen, die sich genieren, solche Leistungen auch in Anspruch zu nehmen. Ich bin in einem Dorf mit 550 Einwohnern in Niederösterreich aufgewachsen, und ich kenne die Transparenz einer solchen dörflichen Gemeinschaft und die daraus resultierenden Kommunikationsformen, die es dort gibt. - Es hat also mit Sicherheit auch eine ganze Menge mit der Zugänglichkeit zu tun. 

Aber Ihre Frage nehme ich mit. Ich weiß es nicht, und ich werde mich erkundigen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Damit sind wir am Ende der Fragestunde angelangt.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Wien – erstes Bundesland mit Gratiskindergarten von 0‑6 Jahren" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Mag Wutzlhofer, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich in Erinnerung rufen möchte, dass die Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Ich möchte mit einem soziologischen Befund zu einem Thema, das ich gestern in der Debatte schon kurz erwähnt habe, beginnen. In der Bildungsforschung lassen sich grob zwei Erklärungsstränge darüber unterscheiden, was Bildung kann.

Erklärung 1: Das Bildungssystem trägt dazu bei, dass Chancen umverteilt werden, dass Ressourcen verteilt werden. Bildung ist also der Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe.

Erklärung 2: Das Bildungssystem ist abhängig von der Gesellschaftsstruktur, und die Aufgabe besteht eigentlich darin, dass man Machtverhältnisse aufrechterhält, sogar noch verfestigt. – Das hat Pierre Bourdieu zum Beispiel in den 70er Jahren eindrucksvoll für das französische Bildungssystem nachgewiesen.

Die schlechte Nachricht: Derzeit stimmt in Österreich eher das zweite Erklärungsmodell. 

Vielleicht ein bisschen weniger gespreizt: Sie kennen sicher alle, oder die meisten von Ihnen, die „Simpsons", eine großartige Trickfilmserie von Matt Groening. Das ist eine Familie in einer fiktiven US-amerikanischen Kleinstadt, Springfield. Und Lisa, Maggie und Bart Simpson - das sind die Kinder - haben etwas gemeinsam mit mir, aber auch zum Beispiel mit Sybille Straubinger, also mit unseren RednerInnen bei der heutigen Debatte: Ihre Eltern sind nicht Akademiker. Der Vater von Bart Simpson, Homer Simpson, hat keine mittlere Reife, die Mutter hat diese, aber darüber hinaus auch nicht mehr. Sybille Straubinger hat mir gerade vorhin erzählt, dass ihre beiden Eltern keine Matura haben; meine Mutter hat ebenfalls keine. In so einer Situation hätten Lisa, Bart und Maggie, haben Sybille Straubinger und ich in Österreich derzeit, selbst wenn wir die Matura erreichen, eine Chance von 6 bis 8 Prozent, einen Universitätsabschluss zu erhalten. Ein Kind einer Wiener Akademikerfamilie hingegen hat eine Chance von 80 Prozent! 

Die traurige Wahrheit in Österreich ist auch noch: Das führt ja zu etwas! Zum Beispiel sind PflichtschulabsolventInnen in acht Mal so hohem Ausmaß von Arbeitslosigkeit betroffen wie Uni-AbsolventInnen. Es sind die Ursachen dafür vielleicht vielschichtig, aber der Befund ist beschämend - denn Bildungschancen sind Lebenschancen, und sie dürfen nicht von der Herkunft abhängen.

Daher werden wir immer auf der Seite derer stehen, die leidenschaftlich eintreten für eine Gesellschaft, die offen und durchlässig ist und dem Ziel „Bildung für alle" gerecht wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben das mit vielen Forderungen zum Ausdruck gebracht: mit dem Eintreten gegen Studiengebühren, mit unserer Forderung nach einer kostenlosen Berufsmatura, mit der Forderung nach einer flächendeckenden gemeinsamen Schule für alle. 

Die Richtung unserer Wiener Politik war aber immer auch „Bildung von Anfang an": Ein massiver Ausbau von Kindergärten, und zwar nicht als Betreuungsstätten, nicht als „Kindergarderoben", sondern als hochqualitative, mit dem Beruf vereinbare Bildungseinrichtungen. Das hat kein anderes Bundesland auch nur annähernd in unserer Intensität gemacht, und das kann uns alle mit Stolz erfüllen. Es kann uns mit Stolz erfüllen, wenn wir heute sagen können, Wien investiert verglichen mit anderen Bundesländern am allermeisten in frühkindliche Bildung, und zwar absolut und pro Kopf. Jetzt kommen zu den 345 Millionen EUR im Jahr noch 75 Millionen EUR dazu. Mit dem weiteren Ausbau wird es jedes Jahr wahrscheinlich noch ein bisschen mehr werden. 

Wiener Kindergärten bieten die höchste Qualität: eine flächendeckende ganztägige Betreuung mit guten PädagogInnen; wir haben Öffnungszeiten und Schließtage, die mit einer Berufstätigkeit vereinbar sind, einen Bildungsplan und vieles mehr. Ein Vergleich mit anderen Bundesländern macht Sie auch hier sicher. Und: Wien hat mit Abstand, und bereits jetzt mit Abstand, die meisten Kindergartenplätze. Die Hälfte aller Plätze für Null- bis Sechsjährige findet man in Wien. 60 000 Plätze stehen insgesamt zur Verfügung. Wir werden sie weiter ausbauen. 

Nun ist ein eindrucksvolles und ein einhelliges Ergebnis aller Studien in diesem Zusammenhang – zuletzt werden alle von Ihnen PIRLS und PISA gehört haben -, dass sich der Besuch eines Kindergartens massiv positiv auf die Bildungschancen auswirkt. Damit also die Maggies, Barts und Lisas eine Chance von mehr als 6 bis 8 Prozent bekommen, ist es unsere verdammte Aufgabe, in die elementare Bildung zu investieren, und es ist in Wirklichkeit die einzige Möglichkeit, an einer Zukunft für die Gesellschaft zu arbeiten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist daher eigentlich ein Gebot der Stunde, dass wir einen Schritt weiter gehen. Ich habe es schon erwähnt, es ist durchaus eindrucksvoll, wo wir stehen; aber umso notwendiger ist es, einen Schritt weiter zu gehen. Und wir gehen mit dem beitragsfreien Kindergarten einen Riesenschritt weiter. Ab September wird dies in Wien Realität - und Wien ist wieder Vorreiter (Abg Alfred Hoch: Nicht für alle!): Es ist das einzige Bundesland, in dem die Betreuung von Kindern von null bis sechs Jahren kostenlos angeboten wird. (Abg Alfred Hoch: Nicht für alle!) Das bedeutet, dass die Eltern, und zwar alle Eltern aller Kinder, den Betreuungsbeitrag von 226 EUR - das ist der Beitrag eines Ganztagsplatzes in einem städtischen Kindergarten - nicht mehr zahlen müssen. Das gilt für alle (Beifall bei der SPÖ) - und zwar egal, ob bei privaten Trägern, ob bei städtischen Kindergärten, ob bei einer Tagesmutter, ob bei einer Kindergruppe: 226 EUR gilt für alle. 

Selbstverständlich bekommen die gemeinnützigen Träger über diese Betreuungsbeitragsförderung eine Förderung für die Gruppen. Ob das jetzt reicht und ob die Privaten damit ein ganz kostenloses Angebot für alle zur Verfügung stellen können oder ob da zum Beispiel für Zusatzangebote wie Native Speaker, Frühbetreuung et cetera dann ein Betrag eingehoben wird, ist letztlich auch Gegenstand der guten Gespräche, die von StR Christian Oxonitsch und der MA 10 mit den privaten Trägern derzeit geführt werden. 

Aber fest steht jetzt schon: Für alle Eltern ist es eine Riesenentlastung, denn bei zwei Kindern und einem Ganztagsplatz erspart man sich über 5 400 EUR im Jahr. Und ich möchte schon sagen: Während andere immer wieder von Familienförderung reden und betonen, wie wichtig das ist, dass das das Gebot der Stunde und das Allerwichtigste ist, setzen wir hier die größte Mittelstandsförderung der jüngeren Geschichte unserer Republik um. Das soll uns einmal jemand nachhüpfen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Völlig klar ist ja auch, dass der Ausbau wie in den letzten Jahrzehnten - sonst wären wir ja nicht so weit gekommen, wie wir jetzt sind - weitergehen wird. Allein im Jahr 2008 wurden in Wien 1 800 Plätze geschaffen, im kommenden Jahr werden es 2 000 sein. Und klar ist natürlich, dass unser Ziel ist, dass jedes einzelne Kind einen Kindergartenplatz hat. Aber man muss schon auch sagen: Kein anderes Bundesland ist so nah dran an diesem Ziel - und auch wir waren noch nie so nah dran an diesem Ziel. Und das stimmt eigentlich schon zuversichtlich. 

Unsere KindergärtnerInnen leisten eine hervorragende Arbeit bei dieser Umsetzung, und es sei ihnen von dieser Stelle aus auch einmal massiver Dank dafür ausgesprochen. Als Unterstützung hat ja die Stadt schon vor zwei Jahren eine neue Ausbildungsoffensive ausgerufen; jetzt im September stehen aus dieser Offensive heraus die ersten AssistentInnen zur Verfügung. In einem Jahr werden 180 neue KindergartenpädagogInnen aus den Ausbildungsoffensiven heraus zum Einsatz in den Kindergärten bereitstehen. (Zwischenruf von Abg Monika Riha.) Natürlich ist der Ausbau beim Personal, liebe Kollegin Riha, auch weiterhin eine wichtige Herausforderung - das ist ja ganz klar -, aber es ist natürlich auch eine Herausforderung, die wir annehmen. 

Wenn es um frühkindliche Bildung geht, ist Wien Benchmark - das können Sie wegreden wollen, das können Sie deuteln, es ist nur einfach so. Man kann sich alle Zahlen anschauen: Es ist einfach so. Und es erfüllt mit Stolz - das sei uns unbenommen. Und jetzt sind wir mitten in der Umsetzung der nächsten größeren Sache, und zwar einer ganz großen Sache. Die große Linie ist bereits klar, und es ist ein Meilenstein. Und das Theater (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung) - ja, da fragt der Richtige -, das von der Opposition da teilweise veranstaltet wird, um das jetzt schlechtzureden und politisches Kleingeld zu wechseln, das finde ich eigentlich ausgesprochen absurd. (Abg Mag Waltraut Antonov: Sie beweihräuchern sich selber!) 

Während eine massive Entlastung für die Eltern von 60 000 Kindern in Angriff genommen wird, erklären sich jetzt alle zu Vätern und Müttern von diesem Modell, Notstände werden ausgerufen, Skandale werden ausgemacht, und plötzlich sind alle Bildungsexperten, und es gibt ein Sich-Überschlagen in Aktionismus. Und weil man angesichts der größten Investition, die es überhaupt im elementaren Bildungsbereich in dieser Republik jemals gegeben hat, nicht ganz nackert dastehen will, sagt man: Noch mehr!, nur der Ordnung halber. 

Wenn hier alle mit ihren Forderungen in ihren Parteien so konsequent wären, warum gibt es dann eigentlich in keinem anderen Bundesland den beitragsfreien Kindergarten von null bis sechs? Warum? Es hat doch die ÖVP durchaus in einigen Bundesländern etwas zu sagen, sogar die GRÜNEN in einem Bundesland! Und die FPÖ, ich meine, die können nicht sagen, wir setzen das jetzt alles um, aber – Entschuldigung – die Beiträge von der FPÖ sind halt dann einfach nur mehr jenseitig. Ich habe da eine „tolle" Presseaussendung – all jenen, die seit Längerem nicht mehr gelacht haben, empfehle ich, das zu lesen:

FP-Familienverband: „SP-Häupl eröffnet Wiener Wahlkampf mit der Ankündigung Gratiskinderbetreuung für Unter-Drei-Jährige in Wien anzubieten, und zerstört damit die Einheit unserer Familien." – „Großartig"! Ich meine, da weiß man, woher der Wind weht. Ich empfehle wirklich, das zu lesen. Es ist wirklich „wunderschön".

In Wien wird ab September ein neues, ermutigendes und mutiges Kapitel der Bildung eingeleitet. Und wäre Springfield in Österreich, dann gäbe es eigentlich nur eine Sache, die man Bart, Lisa und Maggie anbieten könnte, um ihre Bildungschancen zu erhöhen: Nach Wien ziehen! - Sybille Straubinger und ich haben es gemacht: Kein Vergleich! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Abgeordneter.

Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Gudenus zum Wort gemeldet. – Ich ersuche um seine Ausführungen. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Ich möchte ganz kurz auf die Ausführungen meines Vorredners Wutzlhofer eingehen, der gesagt hat, dass die Opposition hier ein Theater veranstaltet. - Wenn man Ihnen und Ihren Lobhudeleien über das „tolle" Bildungssystem in Wien zugehört hat, dann kann man nur eines sagen: Sie haben das Bildungssystem in Wien erst zerstört! Sie haben hier ein Zwei-Klassen-Bildungssystem eingerichtet: Die öffentlichen Schulen sind am Boden, und die Leute flüchten in teure Privatschulen. Das ist das „tolle" Bildungssystem der SPÖ-Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Sie bringen hier in der Aktuellen Stunde eine uralte FPÖ-Forderung ein, die wir seit vielen, vielen Jahren stellen und die jetzt von der SPÖ kopiert wird. Es ist auch interessant zu sehen, dass Ihnen anscheinend die Themen ausgehen: Gestern hat die ÖVP plötzlich eine Aktuelle Stunde über die Stadtwache gemacht, die wir seit Jahren fordern - heute machen Sie von der SPÖ eine Aktuelle Stunde über den kostenlosen Kindergarten! Man sieht also, dass hier die Aktuellen Stunden wahrscheinlich nur noch mit FPÖ-Themen stattfinden können, weil die Ideen eben von uns kommen. 

Und wenn Herr Wutzlhofer von vielen eindrucksvollen Studien - die natürlich auch stimmen - oder von Springfield und den Simpsons spricht und sagt, Bildungschancen sind Lebenschancen, dann frage ich ihn: Warum haben Sie dann diesen Gratiskindergarten nicht schon vor Jahren umgesetzt? Sie haben, bitte, mit Ihrer absoluten Mehrheit immer die Möglichkeit gehabt, Sie haben aber nichts getan. 

Sie sprechen von einer Richtschnur „Bildung von Anfang an". Das fordern wir seit Jahren und Jahrzehnten - und Sie kommen jetzt plötzlich damit daher. Wir haben zum Beispiel noch im Februar, Ende Februar einen Antrag eingebracht - nicht nur wir, auch andere Parteien -: Das wurde von Ihnen abgeschmettert! Wir haben 2001 im Wahlkampf plakatiert: Kostenloser Kindergarten! - Das wurde von Ihnen nicht umgesetzt. Wir haben schon unter Rainer Pawkowicz in den 90er Jahren einen kostenlosen Kindergarten gefordert - Sie haben uns noch ausgelacht. Jetzt plötzlich merken Sie von der SPÖ, dass Ihnen die Felle davonschwimmen, dass Ihr Image aus vielen Gründen schwer beschädigt ist und dass der Trend nach unten geht, und Sie spielen mit Neuwahlgedanken und versuchen vorher noch schnell, in einer Art Charme-Offensive, einen kostenlosen Kindergarten anzukündigen. 

Ich finde es eigentlich fast mutig und waghalsig, wenn nicht sogar halsbrecherisch von Ihnen, hier in der Aktuellen Stunde dieses Thema zu inszenieren und in Wirklichkeit völlig voreilig zu handeln, eine völlig unüberlegte, unausgegorene Idee zu propagieren. Es gibt dazu sehr, sehr viele offene Fragen: Wie schaut es aus mit der Finanzierung der Privatkindergärten? Da müssen die Menschen anscheinend weiterhin in die Tasche greifen. Es findet anscheinend der kostenlose Kindergarten ab Herbst eben nicht statt, wenn manche noch weit über 100 EUR zahlen müssen.

Es wird ab Herbst einen Ansturm auf öffentliche Kindergärten geben, und es fehlen für ein flächendeckendes Angebot 4 500 Plätze. Die 1 000 Plätze, die Herr Bgm Häupl angekündigt hat, werden sicherlich nicht reichen. Die SPÖ entpuppt sich eben wiederum als Ankündigungsweltmeister. Es werden die Bürger hinters Licht geführt. Sie schalten teure Inserate, Plakate auf Kosten der Allgemeinheit. Sie hätten mit den Kosten, die Sie in den letzten Wochen in diese Plakatserie und Inseratserie investiert haben, wahrscheinlich schon zwei Jahre vorher einen kostenlosen Kindergarten einführen können, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Und Sie schreiben einen Brief an die Haushalte, nämlich an alle. Da ist ein Brief einer 65-jährigen Dame an den Herrn Bürgermeister zurückgekommen - ich lese ihn kurz vor: 

„Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Ich bedanke mich herzlichst für die gute Nachricht, dass der Kindergarten bald für alle Kinder gratis ist. Da ich bereits 65 Jahre alt bin und kein Kind im fraglichen Alter habe, kommt Ihre geschätzte Erfolgsmeldung für mich etwas zu spät. Aber ich hatte vor fast vier Jahren die Kosten des Kindergartens für meinen Enkel übernommen - leider, leider geht er seit letztem September bereits in die Schule. 

Trotzdem bedanke ich mich nochmals für diese Leistung. Endlich sind die Inländer in diesem Punkt den Ausländern gleichgestellt. Durch Gespräche mit anderen Müttern oder Vätern weiß ich, dass Türken und andere wertvolle Zuwanderer nur einen Bruchteil von meinem Betrag bezahlt haben. 

Nochmals vielen Dank, denn man kann mit der sozialistischen Erziehung nicht früh genug beginnen." 

Gut, mit dem letzten Satz stimme ich nicht ganz überein, weil der Kindergarten ja durchaus wichtig ist, aber man sieht eben, dass das Ganze eine Farce ist und auch dass hier die Bürger in den letzten Jahren in Wirklichkeit nur betrogen wurden. Die Frau ehemalige Vizebürgermeisterin Laska hat zum Beispiel gestern einen Personalmangel eingestanden. Es ist nicht geklärt, wie diese Situation, die sie als durchaus angespannt bezeichnet hat, gelöst werden kann. Es gibt sehr viele offene Fragen, wie zum Beispiel: Bekommen jene Eltern, die sich entscheiden, die Kinder zu Hause zu erziehen, ebenfalls einen angemessenen Beitrag in der Höhe von 226 EUR oder nicht? - Das sollte man vielleicht diskutieren. Wird es einen Rechtsanspruch geben? - Das fordern wir als Freiheitliche. Das ist eine sehr wichtige Frage. Das sollte gesetzlich implementiert werden.

Man sieht, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die Roten eben immer nervöser werden. Dass sie immer mehr in unsere Richtung umfallen, wenn auch nicht ganz, das sieht man an der neuen Law-and-Order-Politik des Bürgermeisters mit den 4 000 angekündigten Ordnungshütern, das sieht man beim kostenlosen Kindergarten. Aber ich sage Ihnen ganz ehrlich eines, meine sehr geehrten Damen und Herren: Die Wähler werden zum Schmied gehen und nicht zum Schmiedl! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Das ist wahr!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Jürgen Wutzlhofer hat von einem Meilenstein gesprochen. Ja, es ist ein Meilenstein, aber offensichtlich interessiert der Meilenstein die SPÖ-Fraktion nicht, denn wenn ich mir deren Anwesenheit bei ihrer eigenen Aktuellen Stunde anschaue ... (Abg Karlheinz Hora: Was soll das? Ihr seid ja auch nicht immer alle da!) Ich habe jetzt nicht von immer gesprochen, sondern: Bei ihrer eigenen Aktuellen Stunde, in der uns das als Meilenstein verkauft wird, muss ich feststellen, dass die SPÖ offensichtlich vom Meilenstein nicht überzeugt ist. Und zu Recht sind Sie nicht überzeugt - ich gebe Ihnen ja recht (Abg Karlheinz Hora: Vielleicht haben wir schon Vorarbeit geleistet?) -, denn es ist nicht so, wie es Kollege Wutzlhofer jetzt hier vorgestellt hat. 

Im Jänner und im Februar ist die Hauptanmeldezeit für den Kindergarten, nicht wahr? Das kann man auf der Homepage nachlesen: Jänner, Februar. - Die Leute melden sich an, hören wie immer das Gleiche: So und so viel Beitrag zu zahlen; nein, kein Kindergartenplatz; in der Krippe keine Plätze. - Und Ende Februar plötzlich: Der Herr Bürgermeister präsentiert Ende Februar, genau zum Ende der Anmeldezeit für den Kindergarten, den Gratiskindergarten. - Kein schlechter Schachzug! Alle, die geglaubt haben, dann könnten wir uns ja jetzt im März - denn es wird ja bekannt, und es gibt ja genug Inserate, wie Kollege Gudenus schon erzählt hat - anmelden, weil eigentlich das Geld, die Elternbeiträge der ausschlaggebende Grund waren, das Kind nicht in den Kindergarten zu geben, müssen feststellen: Das geht aber nicht! Es gibt keine Plätze! Alles voll! (Abg Mag Sonja Kato: Nein, das ist eine Unterstellung! Diejenigen, die sozial schwach waren, die mussten auch bisher nicht zahlen!)

Das heißt: Klug gewählt und nicht durchdacht - und das ist schon vorher gekommen. Es ist „gratis" angekündigt, und der sagenumwobene Brief, den der Herr Bürgermeister auch mir geschrieben hat, beginnt mit dem Satz: „Sehr geehrte Frau Smolik! Als Bürgermeister unserer Stadt bin ich besonders stolz darauf, dass für alle Eltern ab Herbst 2009 sowohl Krippe als auch Kindergarten beitragsfrei sein werden." - Das stimmt nicht! Und es wurde gestern von der Frau ehemaligen Vizebürgermeisterin gesagt, dass es nicht so sein wird, und es ist auch heute wieder vom Kollegen Wutzlhofer gesagt worden. 

Es gibt hier offensichtlich unterschiedliche Auffassungen von „alle Eltern". Was sind „alle Eltern"? Alle Eltern, deren Kinder in einen städtischen Kindergarten gehen? - Ja, das stimmt. Aber für „alle Eltern", wie in diesem Brief versprochen, wird es nicht beitragsfrei sein. In den privaten Kindergärten wird es nach wie vor so sein, dass ein Beitrag zu zahlen sein wird. 

Und besonders originell finde ich jetzt die Lösung, dass zusätzliche Angebote von den Eltern ohnehin getrennt bezahlt werden sollen. - Na, zahlen wir jetzt für einen Garten? Ist das das zusätzliche Angebot? Zahlen wir für die Native Speakers? - Du hast das angesprochen. - Ist es das, was wir wollen: dass wir für alles, was mühsam erkämpft wurde und worin die Privaten Vorreiter waren, in Reformen und Zusatzangeboten, jetzt extra zahlen? Und das ist die „gleiche Bildungschance"? – Na, das schaue ich mir an, wie viele Eltern das dann machen werden und sich das leisten können! Ihr schafft mit dieser Lösung, wenn sich diese nicht ändert - und daran muss sich etwas ändern! -, ein Zwei-Klassen-System im Kindergarten. Und das, glaube ich, sollte nicht das Ziel dieser – auch zu Recht - als Meilenstein gelobten Einführung des Gratiskindergartens sein. 

Aber so kann es nicht sein! Man kann sich nicht hinstellen und etwas ankündigen, die Leute glauben das - und dann kommt man drauf, es geht gar nicht. Die Leute fühlen sich gefrotzelt - um nicht ein anderes Wort zu gebrauchen. Und das geht nicht! So geht man mit den Menschen in dieser Stadt nicht um. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Und was Sie damit auch noch alles machen: Die PädagogInnen, die völlig überlastet sind und von denen es in den Kindergärten ohnedies schon zu wenige gibt, sollen jetzt auch noch tagesaktuell kontrollieren, ob die Kinder regelmäßig jeden Tag in den Kindergarten kommen! Da sitzt dann eine dort und macht nur Stricherln (Abg Karlheinz Hora: Eine Anwesenheitsliste hat es ja jetzt auch gegeben, oder?) und notiert: Die Susi geht um 12.30 Uhr. - Wie soll das tagesaktuell geführt werden? Das möchte ich gerne wissen. (Abg Karlheinz Hora: Oder wollen Sie den Kindergarten als „Kindergarderobe" sehen?) Dann sagen Sie, Herr Kollege Hora, die Lösung für diese Frage: Wie soll das tagesaktuell geführt werden können? (Abg Karlheinz Hora: Das ist fern jeder Realität, seien Sie mir nicht böse!) Wie soll die Dokumentation gemacht werden?

Das alles haben Sie sich nicht überlegt. Sie haben sich nicht überlegt, wie das funktionieren soll. Wie soll die Vollbeschäftigung der Eltern kontrolliert werden, die ja Voraussetzung für Krippenplätze ist? Sollen sich die Träger da jeden Tag versichern? Sollen sich die dann hinsetzen und die Mütter und Väter, die die Kinder bringen, fragen: Sind Sie schon arbeitslos? Haben Sie noch einen Job oder sind Sie Teilzeit? Denn davon hängt ab, ob Sie den Gratiskindergarten bekommen oder nicht! (Abg Karlheinz Hora: Sie merken, dass Sie nur versuchen, irgendwas ..., um irgendwas sagen zu können! Mehr machen Sie nicht!)
Es ist nicht durchdacht, es wurde in Rust vorschnell vom Herrn Bürgermeister angekündigt, und Sie richten wieder einmal ein Chaos an. Ich erinnere nur an das Chaos, das vor einem Jahr mit der frühzeitigen Schuleinschreibung verursacht wurde. Dieselbe Situation: Niemand hat davon gewusst, keiner wusste, wie es umgesetzt wird. Der Herr Bürgermeister hat es verkündet, und jetzt sind die Leute damit gefordert, das umzusetzen, ohne dass sie wissen, wie. 

Die Verunsicherung ist nicht nur bei den Eltern groß, sondern auch bei den Betreibern. Ich würde Christian Oxonitsch wirklich raten, sich mit den Betreibern und nicht nur mit der MA 10 zusammenzusetzen und all diese Punkte zu klären, denn das ist offen und es ist nicht geklärt. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP. – Abg Karlheinz Hora: Gestern nicht aufgepasst? Der Herr Stadtrat hat ...!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Riha. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Auch wenn Sie nicht da sind, spreche ich Sie an. Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie sind auch nicht da, aber ich spreche Sie auch an. Und sehr geehrte Damen und Herren! (Ruf bei der ÖVP: Sind auch nicht sehr viele da!) Sind auch nicht sehr viele da. (Abg Dr Matthias Tschirf: Machen wir eine Sitzungsunterbrechung!)

Zur FPÖ sei gesagt: Weil Sie einer schwarzen Idee ein blaues Mascherl geben, ist es noch lange keine blaue Idee. Sie wissen genau, dass die ÖVP bereits seit acht Jahren den gebührenfreien Kindergarten fordert.

Und zu meinem Kollegen Wutzlhofer: Es dürfte dir entgangen sein, Oberösterreich ist weit vor Wien vorgeprescht und bietet den Kindergarten von null bis sechs gebührenfrei an. (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Wie viele Kinder gibt es in Oberösterreich?) Das war nicht das Thema (Abg Karlheinz Hora: Na, man muss sich das dann schon anschauen!), sondern es ist von null bis sechs. Du hast gesagt, Wien ist das erste Land. Das ist nicht richtig! 

Ja, die Komplexität dieses Themas abzuhandeln, würde noch eine ganze Weile dauern. Mir geht es hier vor allen Dingen um Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit in der Politik. Auch ich habe diesen ominösen Brief des Herrn Bürgermeisters bekommen, auch mir hat er geschrieben: „Sehr geehrte Frau Riha!", und er schreibt hier: „Für alle Eltern wird ab Herbst 2009 sowohl Krippe als auch Kindergarten beitragsfrei werden", und er schreibt: „Wien ist das erste Bundesland, das den ganzen Tag kostenlos anbietet", und er schreibt weiter: „Ab Herbst 2009 ist der Kindergarten in Wien für alle Kinder von null bis sechs Jahren gebührenfrei." 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann - auch wenn Sie nicht da sind -, das war eine sehr ambitionierte Ankündigung, die Sie hier getätigt haben. Wie ambitioniert, das wird einem erst klar, wenn man sich die aktuelle Situation im Bereich der vorschulischen Betreuung ansieht. Was die Formulierung „alle Kinder" betrifft: Bereits zum heutigen Zeitpunkt gibt es keinen Kinderbetreuungsplatz für alle Kinder. Bei den Unter-Drei-Jährigen kommen wir auf maximal 23 Prozent, und bei den Drei- bis Sechsjährigen fehlen uns noch gute 15 Prozent auf die Bedarfsgerechtigkeit. 

Sie versprechen den ganzen Tag kostenlos. Seit gestern und auch seit heute, wenn wir „Österreich" gelesen haben, wissen wir, dass „ganztägig kostenfrei" einfach so nicht sein wird, denn zum heutigen Zeitpunkt steht fest: Vorrangig wird der gebührenfreie Kindergarten nur für die Drei- bis Sechsjährigen sein, und es wird auch eine Hürde für die Unter-Drei-Jährigen geben. Für die Unter-Drei-Jährigen müssen nämlich die Eltern einen Arbeitsplatz vorweisen. (Abg Heinz Vettermann: Oder im AMS eine Schulung ...!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist ziemlich realitätsfremd, um das ganz bescheiden auszudrücken. Denn: Wer schon einmal als Mutter oder Vater einen Arbeitsplatz gesucht hat, der weiß, dass die erste Frage, die einem gestellt wird, die ist, ob man einen Kindergartenplatz hat oder nicht. Wenn man diesen nicht vorweisen kann, hat man keine Chance auf dem Arbeitsmarkt. Das heißt aber, man muss seinen Kindergartenplatz, bis man einen Job hat, bezahlen, und erst dann bekommt man sozusagen einen Betrag dafür bezahlt.

Und, Herr Kollege Wutzlhofer: Die 226 EUR, die von dir immer genannt werden, gelten ja – selbst wenn sie so kommen – nur für einen Ganztagsplatz. Ich weiß nicht, ob Sie wissen, sehr geehrte Damen und Herren: 39 Stunden Aufenthalt im Kindergarten sind noch kein Ganztagsplatz! - Nun umfasst aber ein Fulltimejob 38 Stunden. Ich weiß daher nicht, warum 39 Stunden Aufenthalt der Kinder im Kindergarten noch kein Ganztagsplatz sein sollen. (Abg Heinz Vettermann: Man kann 40, 30, 20 - also drei Staffeln!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Um eine Ankündigung umzusetzen, muss es Voraussetzungen geben. Wenn Sie diese Voraussetzungen schaffen wollen, dann sind viele Veränderungen noch notwendig. Es braucht mehr Personal, und um dieses langfristig zu bekommen, braucht es eine intensive Ausbildungsoffensive. Da werden diese 200 Leute nicht reichen, die in zwei Jahren fertig werden. Wir brauchen einen quantitativen Ausbau der Betreuungseinrichtungen. Hamburg investiert in den nächsten vier Jahren 200 Millionen EUR in den Ausbau. Von Wien habe ich das noch nicht gehört.

Drittens geht es um eine rechtliche Absicherung: Wenn Sie den gebührenfreien Kindergarten wirklich haben wollen, muss er in der Landesgesetzgebung verankert sein. 

Und viertens muss es ein faires und praktikables Modell zur Umsetzung geben, um für alle Kinder in dieser Stadt einen gebührenfreien Kindergarten zu sichern, der derzeit nicht gegeben ist.

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Die Wienerinnen und Wiener, die betroffenen Eltern, Mütter und Väter erwarten zu Recht eine glaubwürdige und verlässliche Landespolitik. Mit der Ankündigung des gebührenfreien Kindergartens haben Sie große Erwartungen geweckt. Sie sollten diese nicht enttäuschen! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Jung. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Kollege Wutzlhofer hat uns da vorhin einen bühnenreifen Auftritt geliefert, aber überzeugt hat er damit, glaube ich, niemanden. Sie von der SPÖ wissen ohnehin, dass das Ganze ein aufgelegter Wahlschwindel ist. (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Wenn ich Sie nicht überzeugt habe ...) Nein, das werden Sie mit diesem theatralischen Auftritt sicher nicht! Ich sage Ihnen auch eines: Wenn Sie von Bildung reden, Herr Kollege, dann suche ich mir lieber den Homer als den Homer. Diese kleinen gelben Monster, die können Sie für sich behalten, aber die passen, glaube ich, wirklich nicht unbedingt zur Kindererziehung. (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Homer passt voll gut zu ...!)
Nun zu den Kindergärten. Sie haben gestern - um bei Ihren vollmundigen Versprechungen zu bleiben - großartig gesagt, das sei die größte Mittelstandsförderung aller Zeiten. Nicht lange zuvor hat Ihr hoch verehrter Herr Bürgermeister gesagt, das sei eine Reichenförderung. Jetzt frage ich Sie: Können Sie mir vielleicht erklären – ans Rednerpult kommen können Sie ja nicht mehr, aber nachher privat –, was diese plötzliche Meinungsänderung innerhalb der SPÖ bewirkt hat, außer es ging darum, den Bürgern etwas vorzumachen? 

Ich erinnere mich, es ist nicht allzu lange her - oder doch, es ist schon eine Zeit lang her, es liegt die Amtszeit einiger Kanzler dazwischen -, dass Kanzler Vranitzky seinen Pensionistenbrief geschrieben hat. Häupl hat eben gemeint, jetzt hat er auch eine besonders gute Idee und jetzt schreibt er den Kindergartenbrief. In beiden: Nichts als Unwahrheiten, nichts als unerfüllte Zusagen, leere Versprechungen. (Abg Karlheinz Hora: Das muss schon weh tun, Herr Kollege!) Ja, es tut weh, genau (Abg Karlheinz Hora: Es tut Ihnen sehr weh!), Ihnen tut es weh! Denn wenn man Ihnen zugeschaut hat, wie Sie sich vorher aufgeregt haben, wie Sie in die Luft gegangen sind, dann sieht man ganz genau, wie es Sie schmerzt. Sie wollten diesen Kindergartenbrief hinausschicken, in der Absicht, bald wählen zu gehen, damit das bei den Wählern ankommt. (Abg Karlheinz Hora: Mich regt nur auf, wenn man mit falschen Daten operiert!) Jetzt kommt es heraus: Sie werden den Beweis der Wahrheit im Herbst nicht erbringen, ihr Versprechen nicht halten können, und dieser – wie hat er gesagt? – Meilenstein der Entwicklung wird für Herrn StR Oxonitsch zum Mühlstein in der Entwicklung werden. Der wird Ihnen auf die Zehen fallen, und Sie werden laut schreien bei den nächsten Wahlen nach diesem Kindergartenbrief, das sage ich Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Zu den weiteren vollmundigen Versprechungen des Kollegen Wutzlhofer: Er hat gesagt, dass Ganze ist derzeit – „derzeit", bitte! - Gegenstand der guten Gespräche von StR Oxonitsch mit den Betreibern. - Vielleicht ist er jetzt gerade hinausgerannt zu den guten Gesprächen mit den Betreibern, aber eines sage ich Ihnen: Er kann keine Gespräche mit ihnen geführt haben, denn er ist gestern zum amtsführenden Stadtrat ernannt worden, und ich nehme nicht an, dass er heute Nacht verhandelt hat. Das ist so wie alles, was Sie sagen: Phrasen, heiße Luft, aber auch nicht durchdacht. (Abg Karlheinz Hora: Sie waren noch nie in Verantwortung! So einfach ist das!) 

Die Wähler werden Sie durchschauen! Sie tun es bereits, wenn ich an das Echo des Briefes, den man hier freundlicherweise liegen gelassen hat - ich habe den gleichen bekommen –, denke. (Zwischenruf von Abg Mag Sonja Kato.) Regen Sie sich ruhig auf! Sie werden im Herbst oder spätestens im nächsten Frühjahr, wenn Sie das Wahlergebnis vor sich liegen haben werden, noch viel mehr Grund haben, sich aufzuregen. Es ist nichts anderes als eine Flucht nach vorne, die Sie betreiben. (Abg Godwin Schuster: Warum glauben Sie, dass im Frühjahr ein Wahlergebnis vorliegt?) - Es kann schon sein, dass Sie auch im Herbst dorthin rennen. Das ist möglich. Ursprünglich wollten Sie früher. Jetzt werden Sie die nächste Pleite bei der Europawahl erleben und werden es sich vielleicht überlegen. Und wenn sogar Sie, Herr Kollege Schuster, sich einmal aufregen (Abg Godwin Schuster: Es ärgert mich!), dann ist das ein Zeichen dafür, wie schlimm es um die Stimmung in der SPÖ steht. Da kann ich wirklich nur lachen.

Sie tun uns einen Gefallen mit diesem Brief. Aber Sie tun den Wienerinnen und Wienern damit keinen Gefallen, denn Sie wecken Erwartungen, die Sie nicht erfüllen können. Das ist die Situation. In Graz, zum Beispiel, hat sich jetzt gezeigt, dass die Stadt Graz nicht in der Lage ist, die Erwartungen zu erfüllen, bei Weitem nicht. Und Sie sind es auch nicht, es wird in die Hose gehen. Herr StR Oxonitsch hat ein verheerendes Erbe übernommen, das ihm da plötzlich in den Schoß gefallen ist. Er wird keine Freude damit haben. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Die Bildungssituation in Österreich, wie sie am Anfang von Abg Wutzlhofer hier dargestellt wurde, nämlich die Vererbung des Bildungsweges und damit vieles andere, ist ja richtig, aber es ist natürlich irgendjemand dafür verantwortlich, denn das ist nicht erst seit gestern so. In diesem Land regiert auf Bundesebene schon lange die Sozialdemokratie, wenn man von 1970 herauf rechnet, die ÖVP ist seit 1986 dabei. Es gibt auch Menschen, die verantwortlich sind dafür, dass in Österreich die Bildungssituation mehr vererbt wird als in anderen Ländern und dass es Leute, deren Eltern keine Akademiker und keine Akademikerinnen sind - wie dies auch bei mir der Fall ist -, eine Spur schwieriger haben als andere. Das ist ja nichts Neues, das ist schon lange so. Und es ist günstig, wenn man irgendwann etwas dagegen unternimmt. 

Schauen wir uns jetzt an, was momentan passiert mit Menschen, die nicht Vollzeit arbeiten oder die arbeitslos sind: Die werden jetzt überprüft, ob sie überhaupt einen Ganztagskindergartenplatz brauchen. (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Nein!) Das ist nämlich das, was man den privaten Betreibern mitgeteilt hat: Überprüft und fragt nach bei Menschen, die nicht in Vollzeit sind, ob sie den Platz den ganzen Tag brauchen, ob sie ihn reduzieren können oder nicht! – Wenn ich zynisch bin, dann sage ich: Das Platzproblem im Kindergarten ist gelöst, denn wir brauchen nicht mehr Plätze, weil ohnedies mehr Menschen arbeitslos werden, und diese können dann daheim auf die Kinder aufpassen.

Das unterläuft ja völlig diesen Bildungsauftrag, den der Kindergarten erfüllen soll! (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Das ist falsch! Arbeitslosigkeit ... Berufstätigkeit gleichgesetzt!) Das ist nicht falsch, sondern das sind Aussendungen, die bereits erfolgt sind. Das ist ja schon passiert! Diese Fragen werden jetzt gestellt, weil man dann sagt, da können sie ja ohnedies selbst aufpassen! So wie die ausgeschiedene VBgmin Laska das ja auch privat sagt: Ich habe jetzt Zeit für meine Enkel, und ich übernehme das, denn in Niederösterreich ist die Kindergartensituation schlecht. - Das ist ja genau das Verkehrte! Die Leute sollen eben nicht alle privat schauen, wie sie es lösen, weil es sich um eine Bildungseinrichtung handelt. 

Menschen, die mit ihrem eigenen Bildungsweg Probleme haben, kommen nicht nur aus Elternhäusern, in denen die Eltern schwach gebildet sind, ein schlechtes, niedriges Bildungsniveau haben, sondern auch aus einkommensschwachen Elternhäusern. Da gehören zum Beispiel diejenigen dazu, die als Elternteil eine Kindergartenpädagogin haben, denn die sind nämlich miserabel bezahlt. Sie bezahlen in dieser Stadt niemanden schlechter als Menschen, die im Kindergarten arbeiten, nämlich die KindergartenassistentInnen und als Nächste die KindergartenpädagogInnen. Das ist untragbar, denn die müssen mit einem Gehalt auskommen, das mit Müh und Not die Armutsgrenze überschreitet. Wir hätten hier gerne nicht kleine Verhandlungen mit 2, 3, 4 Prozent, sondern da gehört ein gewaltiger Sprung her, nämlich von 30 bis 40 Prozent, damit die Menschen, die dort arbeiten und die sich jeden Tag mit den Kindern in dieser Stadt beschäftigen, auch anständig bezahlt sind und damit deren Kinder nicht in Armutshaushalten aufwachsen müssen. 

Das ist nämlich auch eines der Probleme - und das wird ja jetzt auch von der Sozialdemokratie zugegeben, ist aber letztes Jahr im November bei der Budgetrede noch bestritten worden –: die Personalknappheit in diesem Bereich, die es unter anderem deswegen gibt, weil viele nach Niederösterreich abwandern, zum Teil wegen des langen Urlaubs, der wieder unpraktisch für die Eltern ist, aber zum Teil auch wegen einer besseren Bezahlung. Sie müssen in Wien das Personal besser bezahlen, sonst werden Sie die Personalsituation nicht in den Griff bekommen! 

Das sind die offenen Fragen, die man jetzt an Christian Oxonitsch, den zuständigen Stadtrat, stellen muss: Für wen ist es gratis? Welche Qualität soll der Kindergarten haben? Welche zusätzlichen Angebote bezahlen die Eltern alle selber? Denn: Power Boomer, Native Speaker, bilingualer Unterricht - das klingt, wie wenn das der Ur-Luxus wäre, aber wir leben nun einmal nicht in einer einsprachigen Welt, und wenn wir uns etwas wünschen dürften, dann hätten wir natürlich gerne, dass alle Kinder mehrsprachig unterrichtet werden. (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Ja, aber manche Private bieten jetzt schon ..., die dafür Geld verlangen!)
Die Frage ist: Was ist gratis? Für wen ist es gratis? Und: Wer darf das alles in Anspruch nehmen? Gibt es einen Rechtsanspruch für alle? - Den gibt es nicht. Den hätten wir gerne – und nicht eine Bedarfssituation, wo man dann versucht, Einzelne herauszuhalten, weil es sich nicht ausgeht. Dieser Rechtsanspruch ist bis jetzt nicht gegeben, und das muss man zumindest einmal anpeilen und klar sagen. So wie an einer Volksschule: Da werden ja auch nicht Leute abgewiesen, weil die Eltern nicht beide berufstätig sind, sondern die werden mit sechs Jahren alle aufgenommen. Wir wollen, dass alle Null- bis Sechsjährigen aufgenommen werden, wenn es sich die Eltern wünschen.

Und das Letzte ist noch einmal, weil mir das wirklich wichtig ist: Wenn man die Personalsituation entschärfen will, muss man auch entsprechende Gehälter bezahlen. Es würde mich schon interessieren, wieso die Sozialdemokratie glaubt, die schlechtesten Gehälter der Gemeinde Wien ausgerechnet den KindergartenpädagogInnen zahlen zu müssen. Das sind diejenigen, die keine Zulagen bekommen. Da arbeiten nahezu ausschließlich Frauen - Sie kennen den Anteil. Das macht auch etwas aus. Man muss quasi sagen: Lockt die Männer in den Job hinein, denn dann werden die Jobs am Ende auch besser bezahlt! Aber das wird man in diesem Fall umgekehrt machen müssen: Gehälter hinauf!, dann gibt es dort auch eine andere Aufteilung. Das muss man sich auch wünschen, auch in frauenpolitischer, auch in gender-gerechter Hinsicht. Meine Kinder haben bis jetzt ausschließlich Frauen als Betreuungspersonen vorgefunden. Die einzige männliche Betreuungsperson, die ich kenne, bin ich persönlich, und der Rest sind alle Frauen. Ich bin zwar froh, dass es viele Frauen gibt, die diese Arbeit auch zu diesen schlechten Arbeitsbedingungen machen, aber wünschen würden wir uns etwas anderes: eine bessere Bezahlung, eine 30- bis 40-prozentige Erhöhung der Bezahlung für KindergartenpädagogInnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Aigner. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist eigentlich schon unglaublich, was Sie von der SPÖ sich herausnehmen. Dass Ihnen selbst nicht ganz wohl in Ihrer Haut ist, zeigt ja der Umstand, dass Sie beim propagandamäßigen Abfeiern Ihres eigenen Meilensteins mit einer derartigen mangelhaften Präsenz zu Werke gehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie kommen mir vor wie jemand, der einem anderen den Gewinn einer Reise oder eines All-inclusive-Urlaubs versprochen hat, wobei man dann hinterher aber draufkommt, dass das eigentlich nicht so gratis ist, wie es sein soll, oder dass das All-inclusive eben nicht den herkömmlichen Vorstellungen entspricht, sondern dass da doch das eine oder andere zu zahlen ist, und am Schluss kommt man drauf, dass man die halbe Sache sowieso berappen muss. (Beifall bei der ÖVP.)
Eine Replik zu den Ausführungen von Herrn Kollegen Wutzlhofer, der sich Gedanken macht, dass das familiäre Umfeld etwas mit den späteren Karriere- und Bildungschancen zu tun hat: Die Gruppe, wo das familiäre Umfeld und das generationenlang Verhaftet-Sein am meisten über Karrieren entscheidet, ist aus meiner Sicht die Wiener SPÖ. Sie machen es ja immer wieder vor, dass hier familiäre Bande sehr wohl eine große Rolle spielen. Gehen Sie einmal in sich, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Machen Sie sich jetzt lustig über die gleichen Chancen von Kindern in Österreich?)
Im Unterschied zu Ihrem Präsidenten bin ich sehr ernst bei diesem Thema und habe nicht den Tag des Lachens ausgerufen, sondern den Tag der Wahrheit. Und die Wahrheit werden wir Ihnen jetzt wie einen Spiegel vor das Gesicht halten. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie kündigen Dinge an, die seit Jahren hier gefordert worden sind - und ich habe Frau VBgmin Laska noch gut in den Ohren, wie sie die höchsten Kindergartentarife Österreichs verteidigt hat. Sie war nicht einmal zerknirscht, sondern sie hat verteidigt, dass der Wiener Kindergarten die teuerste Bildungseinrichtung ist. Das war eine Mittelstandsbelastung, die man seitens der SPÖ gewollt hat und auch jahrzehntelang aufrechterhalten hat. Und dass Sie selbst ein schlechtes Gewissen haben, zeigen Sie ja dadurch, dass Sie jetzt vom größten Mittelstandsförderungspaket sprechen. - Es ist kein Förderungspaket jetzt, sondern es war ein jahrzehntelanges Belastungspaket, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Genau diejenigen, die die Steuern zahlen, die Sie am liebsten verteilen wollen, haben zum Dank dafür die höchsten Tarife zahlen müssen. Das haben Ihnen der Rechnungshof und alle anderen Institutionen x-mal vorgerechnet. Wenn Sie dann mit dem Argument kommen, dass Wien eine großstädtische Struktur hat und dass die Wiener Kindergärten länger offen haben, ist das natürlich richtig, aber dafür bekommt ja Wien aus dem Finanzausgleich, aus dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel auch überproportional viel Geld. Man kann eine kleine Landgemeinde nicht mit einer Großstadt vergleichen. Sie bekommen genug Geld aus dem Bundestopf, nur: Sie leiten es nicht dorthin, wo es ankommen soll, nämlich bei den Bürgerinnen und Bürgern, sondern es versickert in Ihrem großen Apparat, weil Sie Ihre Macht ja nur mehr auf dem eigenen Apparat aufbauen. So schaut es nämlich aus in Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir vermissen bis jetzt ein Konzept, wie und unter welchen Vorraussetzungen dieser Gratiskindergarten umzusetzen ist. Erwarten hätte man sich schon können, dass Sie sich vor Ankündigung mit den anderen Trägern zusammensetzen. Sie machen es so wie bei Ihrer Campusschule: Sie stellen die Campusschule hin, und hinterher macht man dann ein pädagogisches Konzept und schafft die rechtlichen Vorraussetzungen. Wichtig ist das Inserat, mit dem man sich den Boulevard einkauft und mit dem man in schlechten Zeiten wieder Aufträge vergeben kann, und hinterher muss man dann die Konzepte liefern. Und man kommt drauf, dass Sie gar kein Konzept haben, denn das Problem, das Sie jahrzehntelang geleugnet haben, glaubt man, mit einem Brief des Herrn Bürgermeisters lösen zu können. (Beifall bei der ÖVP.)
Und so machen Sie jetzt aus den privaten Trägern, die 50 Prozent der Plätze zur Verfügung stellen und die Sie notwendig brauchen, damit Sie überhaupt das Angebot aufrechterhalten können, Bittsteller, die jetzt bitten und betteln können, ob sie auch in den Genuss der Förderungen kommen. Dass die Kostenstruktur von städtischen Einrichtungen, wo ja viel Steuergeld hineinfließt, eine andere ist als bei einem Privaten, ist ja ganz klar. Und trotzdem: Entlasten Sie die Privaten? 

Wir treten dafür ein, dass die Vielfalt der Betreuung aufrechterhalten wird. Wir wollen weder im Kindergarten noch im schulischen Bereich eine Verstaatlichung der Kindererziehung, und wir wollen nicht, dass die Zivilgesellschaft zum Bittsteller der feudalen Rathausbürokratie wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Meilenstein ja, aber die Umsetzung werden wir uns ganz genau anschauen, und ich bin mir sicher, dass das auch die Wiener Wählerinnen und Wähler tun werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Straubinger. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin immer wieder überrascht: Es gibt einen Meilenstein in der Bildungspolitik, einen Meilenstein in der Familienpolitik in dieser Stadt - und es fällt Ihnen nichts anderes ein, als dabei die Probleme zu sehen und Negatives zu sehen und dort Probleme zu machen, wo überhaupt keine sind. Ich kann in diesen fünf Minuten jetzt gar nicht auf alles eingehen, was hier gesagt worden ist und was in vielen anderen Debatten auch schon zum Thema Kindergartensituation in Wien thematisiert wurde, aber ein paar Dinge muss man schon klären. 

Kollegin Smolik sagt, das wurde ganz bewusst im Februar, nachdem sozusagen die Anmeldefrist für den Kindergarten vorbei ist, verkündet, und man hat damit jene Menschen ausgeschlossen, die sich auf Grund des Kostenbeitrags nicht angemeldet haben. - Da möchte ich dir, Kollegin Smolik, schon sagen, und du weißt das selbst ganz genau: Es gab bisher auch schon eine soziale Staffelung. Das heißt, jene Menschen, die sozial schwach waren, haben auch bisher schon nichts bezahlt. Das kann also kein Grund gewesen sein, sich nicht für den Kindergarten anzumelden.

Das Zweite betrifft das Erfassen der Anwesenheit: Natürlich, wenn die Stadt Geld überweist, an die städtischen Einrichtungen, aber auch an private Träger, dann muss natürlich auch gewährleistet sein, dass die Kinder dort hingehen, dass dort nicht ein Kind eingeschrieben ist und den Platz einem anderen Kind wegnimmt, das ihn vielleicht dringender braucht. - Das zu handlen ist wirklich keine Schwierigkeit. (Abg Mag Wolfgang Jung: Ich hab' geglaubt, „alle Kinder"? – Ruf bei der ÖVP: Warum kann es einen Platz wegnehmen, wenn es „alle Kinder" sind?)
Frau Kollegin Riha hat gemeint, es gibt den Gratiskindergarten für Kinder von null bis sechs Jahren in Oberösterreich. Dann würde ich Ihnen empfehlen, Frau Kollegin Riha: Schauen Sie einmal auf die Städtebund-Seite! Dort finden Sie eine ganz genaue Auflistung, die einen Überblick über die Kindergartensituation, auch in Bezug auf den Gratiskindergarten, in ganz Österreich verschafft, und dort werden Sie auch schwarz auf weiß finden, dass Oberösterreich beschlossen hat, ab Herbst einen Gratiskindergarten für Kinder von drei bis sechs Jahren einzuführen. Und die Situation bei den Kinderkrippen sieht in Oberösterreich so aus, dass dort 5,5 Prozent aller Kinder zwischen null und drei Jahren einen Krippenplatz haben. Nur zum Vergleich: In Wien sind es 22 Prozent, die einen Krippenplatz haben und in die Kinderkrippe gehen. 

Jetzt habe ich mir kurz gedacht: Was war das Stichwort des Herrn StR Ellensohn? – Arbeitslosigkeit. Er hat gemeint, wenn Menschen arbeitslos werden, dann haben sie kein Recht auf einen Gratiskindergartenplatz.

Das stimmt nicht. Ich möchte wissen, wo du das gelesen hast. Ich möchte das wirklich sehen, weil das gibt es einfach nicht. Arbeitslosigkeit ist ein Kriterium, das mit Berufstätigkeit gleichgesetzt wird, weil wir auch davon ausgehen, dass jemand, der seine Arbeit verloren hat, wieder einen neuen Job sucht.

Ich meine, das ist eine finanzielle Entlastung von 2 700 EUR im Jahr für ein Kind. Das ist eine immense Mittelstandsförderung, eine ganz wichtige Maßnahme, gerade jetzt in der Wirtschaftskrise. Damit hat es natürlich auch etwas zu tun. Das ist ein Quantensprung in der Bildungspolitik. Kindergärten sind hier in Wien, wo es einen verpflichtenden Bildungsplan gibt, eine Bildungseinrichtung. Eine hochwertige Förderung wird hiermit ermöglicht, vor allem ein Ziel verfolgt, das wir als Sozialdemokratie immer verfolgen, und zwar bei allen Maßnahmen, nämlich allen Menschen und allen Kindern in dieser Stadt gleiche Chancen zu ermöglichen, unabhängig davon, welchen Bildungshintergrund und welches Einkommen die Eltern haben.

Der Herr Kollege Wutzlhofer hat auch schon erwähnt, die Situation ist nicht so, dass das in Österreich gewährleistet ist. Das ist sicher auch nicht etwas, was die Sozialdemokratie verschuldet hat, denn wir wissen alle, dass diese Schulpolitik lange nur mit einer Zweidrittelmehrheit gestaltet werden konnte. Leider hatte die Sozialdemokratie diese Zweidrittelmehrheit nie. (Abg Mag Waltraut Antonov: Gott sei Dank!)

Wir haben in Wien 60 000 Plätze in der Krippe und in privaten und städtischen Kindergärten, bei Tageseltern, bei Kindergruppen. Diese werden laufend ausgebaut. Insgesamt entstehen heuer an die 2 000 Plätze und das ist eigentlich in jedem Folgejahr das Gleiche. Da gibt es natürlich noch viele offene Fragen, wie immer, wenn es ein Jahrhundertprojekt gibt und die Umsetzung ansteht. Darüber wird man diskutieren müssen. Es gab schon ein Gespräch, auch mit den privaten Trägern, und es wird weitere Gespräche geben.

Was Ausbildung betrifft, gab es schon vor einiger Zeit Maßnahmen, die gesetzt worden sind, wo 700 KindergartenpädagogInnen - mit großem I, auch wenn es leider zu wenig Männer sind -, in Ausbildung stehen und in den nächsten Jahren zur Verfügung stehen werden. Es gab auch jetzt schon Privatkindergärten, wo 400 EUR bezahlt worden sind, weil es eben einfach ein anderes Angebot gab, von Native Speakern und Ähnlichem.

Ich möchte, nachdem meine Zeit schon aus ist, damit schließen, dass man auch einmal an andere Bundesländer appelliert. Der Appell, den ich da richten möchte, ist eigentlich ein Appell von Eva Glawischnig, dem sich auch die FPÖ angeschlossen hat. Vielleicht kann sich auch die ÖVP anschließen. Eva Glawischnig hat nämlich gesagt, was in Wien möglich sein wird, muss in allen Bundesländern eingeführt werden. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus eine, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eine und von den Sozialdemokraten eine eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen ein, des Grünen Klubs im Rathaus und des Klubs der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates sechs Anträge eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Ich bitte um etwas mehr Ruhe im Saal, man versteht gar nichts, vielleicht auch die Gespräche hinter den Reihen etwas einzustellen beziehungsweise hinauszugehen.

Die Abgen Christian Oxonitsch und Nurten Yilmaz haben am 17. März 2009 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Novellierung des Wiener Ehrenzeichengesetzes eingebracht. 

Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal zugewiesen.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 4, 2, 3 und 1 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die Wahl eines Mitgliedes in den Unvereinbarkeitsausschuss. Bevor wir diese Wahl vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden.

Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, diese Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Landtages, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig, mit Zweidrittelmehrheit, angenommen.

Durch das Ableben von Frau Abg Rosemarie Polkorab ist die Wahl eines Mitgliedes in den Unvereinbarkeitsausschuss vorzunehmen. Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates lautet auf Frau Abg Ingrid Schubert.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über das Einstellen von Kraftfahrzeugen, kraftbetriebene Parkeinrichtungen und Tankstellen in Wien, Wiener Garagengesetz 2008, erlassen sowie das Wiener Aufzugsgesetz 2006 und das Wiener Ölfeuerungsgesetz 2006 geändert werden.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn LhptmSt Dr Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich habe eine Wortmeldung. Herr Abg Mag Maresch hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landesrat - muss man genau sagen! Meine Damen und Herren! 

Wir werden das Garagengesetz ablehnen, weil das im Grunde genommen kein neues Garagengesetz, sondern das alte mit ein paar Änderungen ist. Ich werde kurz darüber reden, was uns da besonders stört. Das sind im Wesentlichen zwei Punkte. 

Und zwar lautet der eine Satz: „Für jede Wohnung ist ein Stellplatz zu schaffen." - Eins zu eins. Das heißt, in Wirklichkeit ändert sich im Grunde genommen gar nichts, außer es gibt ein paar Ausnahmen. Die Ausnahmen bleiben Ausnahmen, sonst ist es so, dass wir den Garagenwahnsinn fortsetzen und ganze Siedlungen in Wien errichten, wo sich unter den Häusern Garagen befinden. Das fänden wir noch gut. Die Garagen werden aber nicht angenommen, weil sie etwas kosten und deswegen muss man draußen, unter der Laterne parken. Solange sich da bei der Stellplatzverpflichtung nicht etwas ändert, wird alles so bleiben.

Die zweite Geschichte, die uns dabei sehr stört, ist, bei Dachbodenausbauten sind natürlich Stellplätze zu errichten, weil es eine Eins-zu-eins-Verpflichtung gibt. Was passiert? Ganze Straßenzüge werden mit Erdgeschoßgaragen zugepflastert. Dann gibt es in Wirklichkeit die klassische Überfuhrgenehmigung über den Gehsteig, es gehen Stellplätze im Straßenraum verloren, es geht in Wirklichkeit die Erdgeschoßzone verloren. Das kann die Stadt Wien nicht weiter zulassen. Das Garagengesetz bietet weiterhin Möglichkeiten in dieser Richtung.

Deswegen lehnen wir aus diesen beiden Gründen das Gesetz ab. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr LAbg Maresch!

In der Tat ist es so, dass Garagen in der Debatte sehr stark emotionalisieren und dass es ganz unterschiedliche politische Positionen in der Frage, welchen Stellenwert Garagen haben sollen, gibt. Da gebe ich dir zweifellos recht. Das ist auch der Grund, dass ich angeregt habe, dass wir in Vorbereitung der nächsten Novelle zum Garagengesetz eine interfraktionelle Arbeitsgruppe zusammensetzen. Ich habe erst vor wenigen Tagen an die Fraktionen das Ersuchen ausgeschickt, mir zu nominieren, welche Persönlichkeiten in dieser Arbeitsgruppe vertreten sein sollen, weil ich bemerke, dass es da ein sehr großes Spannungsfeld und Vorschläge ganz unterschiedlicher Natur gibt. Ich glaube, es macht Sinn, dass wir solche Fragen breiter diskutieren und darauf schauen, dass wir möglichst zu gemeinsamen Lösungen kommen, aber zumindest dass wir es diskutieren. Wenn das da und dort in einzelnen Punkten nicht möglich sein sollte, dann sollte es zumindest ausgesprochen sein und sollten die Konsequenzen überlegt werden.

Wo ich dir sicher sehr recht gebe, ist die Frage, welche Verantwortung wir für die Erdgeschoßzonen haben. Ich bin kein Freund von Garagen in Erdgeschoßzonen in Wohnhäusern, auch wenn es hier einen sehr starken Druck gibt, vor allem aus jenen Bezirken, wo es sehr wenig Parkraum und Parkflächen im öffentlichen Raum gibt. Aber ich glaube, dass eine solche Verwendung der Erdgeschoßzonen insgesamt das Stadtbild negativ beeinflusst und auch das soziale Gefüge in den bewohnten Gebieten nicht positiv motiviert. Aber über all diese Dinge sollte man in der Arbeitsgruppe sehr breit diskutieren. 

Die jetzt vorliegende Änderung des Garagengesetzes sieht im Wesentlichen eine Anpassung an verschiedenste technische Bestimmungen auch vor. Ein Vorteil dieser Novelle, die wir heute diskutieren, sieht beispielsweise vor, dass wir gasbetriebenen Autos die Möglichkeit geben, auch in Tiefgaragen abgestellt zu werden, und auch einige andere technische Fragen, wie zum Beispiel die Konfiguration von Liften für Autos in Tiefgaragen. Von daher würde ich Sie alle, unter Ausklammerung all dessen, was wir dann in der Arbeitsgruppe für die nächste Novelle vorbereiten, ersuchen, diesem vorliegenden Beschluss Ihre Zustimmung zu geben, damit wir dann die nächste Verordnung vorbereiten können, wo auch inhaltlich stärker diskutiert werden soll.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 3. Sie betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über Maßnahmen im Gebäudesektor zum Zweck der Reduktion des Ausstoßes an Treibhausgasen. Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dr Madejski. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht hier um eine Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern über Maßnahmen im Gebäudesektor zum Zweck der Reduktion des Ausstoßes an Treibhausgasen. Das ist durchaus erfreulich, durchaus eine sehr positive Entwicklung, dass in Zukunft bei Sanierungen und im Neubau auf diesen Aspekt wesentlich mehr Acht gegeben wird als bisher. Trotzdem bin ich nicht sehr glücklich mit dieser Vereinbarung, werde aber im Klub trotzdem empfehlen zuzustimmen, obwohl ich mir nicht ganz sicher bin, ob ich mich persönlich damit identifiziere. (Abg Nurten Yilmaz: Das ist ein schöner Spagat!)

Und zwar deswegen, weil es hat gestern in der Nacht eine sehr interessante Sendung im Fernsehen gegeben. Ich weiß nicht, wer sie gesehen hat. Da ging es um Holzfeuerungen, um Klimaschutz, um die Umwelt. Diese Sendung fand ich sehr gut und der Schlusssatz dieses gut recherchierten Beitrages war: „Alles, was für den Klimaschutz getan wird, ist nicht immer unbedingt umweltfreundlich." - Das stimmt. Da hat man gestern Beispiele gesehen, gerade bei der Holzfeuerung. Natürlich gibt es modernste Öfen für die Holzfeuerung mit Filter, doch in dem Bericht kam heraus, und das ist schon lange bekannt, dass gerade bei der Holzfeuerung auf Grund der großen Kosten für die modernsten, teuersten und elektronisch gesteuerten Öfen die Leute weiterhin alte Holzöfen betreiben, durch die Medien, durch Lobbyisten der Holzwirtschaft, der Sägewerke und Sonstige glauben sie, dass sie etwas Gutes für die Umwelt tun und Holz verheizen. Ob das feucht ist, was für ein Holz es ist, ist ganz egal. Es wird verbrannt, es ist heimelig warm in der Wohnung. Nur leider gibt es hier einen wesentlich gefährlicheren Feinstaub, nämlich Holzfeinstaub, wesentlich gefährlicher als zum Beispiel jener des Verkehrs. Der setzt sich nämlich in die Lunge, setzt sich in die Blutbahn, setzt sich in Niere, Leber bis ins Gehirn und ist nachweislich, darauf ist man erst vor ungefähr eineinhalb Jahren gekommen, gefährlicher als alle anderen Heizungsarten. Ich möchte mich jetzt nicht hinstellen und sagen, die Holzfeuerung ist umweltschädlich. Wenn man sie ordentlich einsetzt, wenn man ordentliche Geräte hat, ordentliche Heizkörper hat, ist sie durchaus eine sehr zielführende Maßnahme, um sowohl Klimaschutz als auch Umweltschutz zu betreiben. 

Dem ist aber in Österreich nicht so, meine Damen und Herren. Es gibt weiterhin über 80 Prozent aller Holzfeuerungen, die genau diesen Feinstaub produzieren, der Menschen gefährdet und der außerdem umweltschädlich ist. Darauf geht diese 15a-Vereinbarung überhaupt nicht ein. Es wird auch nie gesagt, meine Damen und Herren - ich provoziere jetzt ganz bewusst ein bisschen -, es wird nie überlegt, was eigentlich in 30 Jahren bei der nächsten Sanierungswelle mit Häusern, Bürohäusern, so genannten Passivhäusern passiert. Wer saniert die? Wie ist es überhaupt möglich, diese zu sanieren? Können Sie sich das in zirka 30 Jahren bei den Gemeindebauten vorstellen? Tausende Tonnen Styropor werden oft gar nicht fachmännisch hinaufgepickt, weil nicht zwischen Ziegelbauten und Plattenbauten unterschieden wird. Man pickt einfach das Styropor in einer Dicke hinauf, die heute gar nicht mehr notwendig ist, wo sich aber die Baulobby und die Leute, die das produzieren, an die Förderträger herangemacht haben und ihnen einreden, es sei möglich und notwendig, 14, 15 Zentimeter Styropor hinaufzuklatschen. Ich möchte mich nicht darüber auslassen, ich bin nicht im Umweltausschuss, ist hier auch nicht meine Aufgabe, aber ich habe mich ein bisschen mit dem Thema beschäftigt.

Meine Damen und Herren, können Sie sich vorstellen, wenn in 30 Jahren die Gemeindehäuser wieder saniert werden, wie man das Styropor herunterbekommt, was man dann mit dem Styropor macht, ob wir in der Asbestfalle, in der Styroporfalle sitzen? Denn was macht man heute mit Styropor? Man sammelt es und die Industrie macht Plastiksackerln daraus. Es ist alles leiwand, wie man auf Wienerisch sagt. Nur die EU wird, das garantiere ich Ihnen, in spätestens zehn Jahren die Plastiksackerln verbieten. Was mache ich dann mit dem Styropor? Dann ist es Sondermüll! Wo gebe ich das in 30 Jahren hin? Das weiß heute kein Mensch.

Passivhäuser: Es gibt eine Lobby für die Passivhäuser. Das ist nichts Schlechtes, ist sogar sehr gut, wenn man es sich leisten kann. Ich bin eher für Niedrigenergiehäuser. Passivhäuser haben bis zu 30 cm dicke Wände. Es weiß bis heute aber niemand, auch nicht die Professoren auf den Hochschulen, auch nicht jene, die das propagieren, die das bauen, Architekten, Ingenieure, wie man Passivhäuser in 30 Jahren saniert. Muss ich die sanieren? Kann ich die sanieren? Muss ich sie abreißen? Und so weiter. 

Daher stört mich, und ich komme jetzt zur 15a-Vereinbarung, gleich auf Seite 1, wo steht, es soll insbesondere auf die Durchsetzung des Passivhausstandards in der Wohnbauförderung eingegangen werden. Das ist leicht übertrieben. Ich kann mir nicht vorstellen, dass in Wien, auch bei Neubauten im Sozialbau, im Genossenschaftsbau, in Zukunft Häuser gebaut werden könnten, die für die Wienerinnen und Wiener leistbar sind. Ich rede jetzt von der Großstadt, nicht von den Häuselbauern von Niederösterreich bis nach Vorarlberg. Dort haben wir bereits 4 bis 5 Prozent Passivhäuser. Nicht sehr viel, aber wir haben sie. In Wien haben wir 0,43 Prozent Anteil an Passivhäusern. Ich glaube nicht, dass wir uns diesen Standard leisten können werden. Das stört mich ein bisschen, dass nur dieser Passivhausstandard gefördert werden sollte. 

Die Fokussierung im Art 15a B-VG auf Klimaschutz in Neubausanierung ist ein bisschen zu eng gegriffen, die Fokussierung nicht nur auf Klimaschutz, sondern auch auf Umweltschutz, meine Damen und Herren. Das steht dort eigentlich nirgendwo. 

Was mich aber besonders stört und was unser Land als Land Wien betrifft, ist der dritte Abschnitt, Art 11 Abs 1. Ich weiß nicht, ob Sie ihn durchgelesen haben, meine Damen und Herren. Da kommt nämlich eine Verländerung auf uns zu. Das ist ja nicht schlecht, okay, wollen wir, allerdings mit einer Bindungswirkung, die mir schon weniger gefällt. Dort steht nämlich: „Bau- und energietechnische Vorschriften: Zur Unterstützung der Ziele dieser Vereinbarung stellen die Bundesländer die Umsetzung der Richtlinie 6 ‚Energieeinsparung und Wärmeschutz' des Österreichischen Instituts für Bautechnik - OIB - im Rahmen der jeweiligen einschlägigen landesrechtlichen Vorschriften sicher.“ - Das heißt, bindend. Das heißt, das Land Wien wird an eine Vorschrift des Institutes gebunden. 

Ich hätte „empfohlen" hineingeschrieben, ist ja nichts Schlechtes. Aber bindend? Was ist, wenn es in den nächsten ein, zwei Jahren bei den grundsätzlichen Richtlinien neue Erkenntnisse gibt? Dann habe ich es gebunden und das gefällt mir überhaupt nicht. 

Und im gleichen Abschnitt, Abs 3: „Entsprechend dem im OIB-Prozess ..." - nämlich dem Institutsprozess – „... vereinbarten Zeitplan werden ab 2010 Verhandlungen zwischen den Ländern über die weitere Anpassung der energietechnischen Anforderungen an Gebäude aufgenommen und anschließend rechtlich umgesetzt." - Meine Damen und Herren, das ist meiner Ansicht nach überhaupt nicht zu akzeptieren, aber es ist in diesem Konvolut, das an sich nicht schlecht ist, leider enthalten. 

Ich hätte mir vorgestellt, dass man dann zum Beispiel eine Evaluierungsphase einführt und erst, wenn man das evaluiert hat, eine neue rechtliche Grundlage schafft. Jetzt ist schon zu finden, dass das im Jahr 2010 rechtlich umgesetzt wird, wenn die Anpassung erfüllt ist oder nicht. Das verstehe ich überhaupt nicht. 

Daher hätte ich ursprünglich meinem Klub empfohlen, diese Vereinbarung abzulehnen, habe mich aber auf Grund diverser Gespräche mit vielen Fachleuten im Wohnsanierungsbereich dazu entschieden, doch zuzustimmen. Aber diese kritischen Anmerkungen seien mir gestattet. Wir beschließen den einen oder anderen Paragrafen mit, der dem Lande Wien nicht gut tut, und das Gegenteil ist eigentlich unsere ursächliche Aufgabe. Da ist nicht ganz optimal verhandelt worden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dkfm Dr Maurer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Meine Damen und Herren!

Ich dilettiere jetzt ebenso wie mein Vorredner in technischen Angelegenheiten - einige Dinge habe ich mir natürlich schon angelesen - und gehe der Reihe nach vor. 

Es wurde hier die Frage der Holzfeuerung genannt. Ich mache darauf aufmerksam, dass sich diese Vereinbarung darauf bezieht, dass Treibhausgase im Gebäudesektor vermindert werden sollen. Das heißt, hier geht es um die Wärmedämmung und nicht um optimale Holzfeuerung. Mir ist durchaus bewusst - das habe ich mir auch irgendwo angelesen -, dass nicht jede Art der Verbrennung umweltfreundlich ist, nur weil sie von Holz oder von Stroh gemacht wird. Also hier gibt es durchaus Umweltprobleme, die man beherrschen muss, vielleicht auch technisch beherrschen kann. Das kann ich jetzt nicht sagen, das weiß ich nicht, ich bin kein Fachmann. Aber jedenfalls ist das nicht Gegenstand dieser 15a-Vereinbarung.

Wenn man sich diese ein bisschen anschaut, sieht man auch, dass es eine durchaus mühsame Entstehungsgeschichte gibt, weil wenn sich Bund und Länder auf eine gemeinsame Strategie zur Erreichung des Kyoto-Ziels 2002 geeinigt haben, dann ist uns klar, dass wir jetzt das Jahr 2009 haben und es beinahe sieben Jahre gedauert hat, was natürlich in der Natur der Sache liegt, wenn man alle Länder gemeinsam in ein Boot bringen will und dann noch die Interessen der zuständigen Ministerien einzuflechten sind. Ich meine, es ist mühsam genug. Daher ist es meines Erachtens nicht richtig zu sagen, es wurde hier schlecht verhandelt, sondern ich meine, da geht es nicht darum, was Wien allein will, sondern es liegt in der Natur der Sache, einen Kompromiss für jeden zu erzielen und gemeinsame Lösungen zu finden.

Es wurde darauf eingegangen, dass hier Normen des Österreichischen Instituts für Bautechnik einzuhalten sein werden. Ich mache darauf aufmerksam, dass das schon jetzt der Fall ist, dass wir gemäß den Vorschriften laut Bauordnung schon jetzt daran gebunden sind. Auch hier ist das nicht von uns allein zu bestimmen, wie diese 15a-Vereinbarung lautet. 

Wenn man fragt, was mit dem Dämmmaterial in der Zukunft geschehen wird, halte ich diese Frage für sehr interessant, aber ich meine: Was wäre die Alternative? Die Alternative wäre zu sagen, man macht jetzt nichts zur Wärmedämmung. Dann haben wir auch kein Material, das in Zukunft anfallen wird. Also diese Folgerung würde ich nicht herausziehen wollen. Das ist, glaube ich, nicht Sinn der Sache. Da vertraue ich dem technischen Fortschritt, dass entsprechende Lösungen gefunden werden. 

Aus all diesen Gründen ersuche ich, dieser Vereinbarung die Zustimmung zu geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag!

In der Tat sind einige Fragen angesprochen worden, die uns insgesamt im Rahmen der Wohnbauforschung sehr beschäftigen. Ich möchte vielleicht den Themenbereich Passivhäuser herausnehmen, weil ich doch mit Fug und Stolz sagen kann, dass wir im Bereich der Passivhaustechnologien in Wien Spitzenreiter sind. Wir sind europaweit wahrscheinlich, nicht nur wahrscheinlich, sondern sicher, die Stadt mit dem höchsten Anteil an Passivhäusern im mehrgeschoßigen Wohnbau in der Gesamtsumme der Wohnhausanlagen. (Abg Dr Herbert Madejski: 0,43 Prozent!) Im Neubau ist zum Beispiel für ein Viertel aller Neubauten für das heurige Jahr Passivhaustechnologie vorgesehen, also eine sehr starke Steigerung im Bereich des Neubaus. Was den Gesamthausbestand betrifft, ist das natürlich ein geringer Prozentsatz, das ist richtig, aber wir sind umgelegt auf die Bevölkerungszahl europaweit Spitzenreiter. Wir haben auch vor, dass wir beispielsweise im Eurogate, also auf dem Gelände des früheren Aspanger Bahnhofes, die größte Passivhaussiedlung Europas errichten wollen. 

Gelungen ist uns auch, dass wir im Bereich der Passivhaustechnologie völlig neue Wege gegangen sind, zum Beispiel, dass wir europaweit das erste Studentenheim errichtet haben, das auf Passivhaustechnologie basiert, und zwar im 2. Bezirk, in der Molkereistraße. Ich hab das über die Wohnbauforschung auch evaluieren lassen und es hat sich gezeigt, dass die Ergebnisse sehr positiv sind, auch in der Akzeptanz der Studierenden, die dort wohnen und mit der Wohn- und Lebensqualität sehr zufrieden sind. 

Trotzdem gebe ich dir in einem Punkt recht und sehe das ähnlich, dass ich nicht glaube, dass wir alle künftigen Wohnbauten auf Passivhaustechnologie errichten sollten. Es ist eine Technologie, die von den Bewohnerinnen und Bewohnern, die darin leben, sehr akzeptiert wird, aber nicht jeder, der eine neue Wohnung möchte, möchte auch in einem Passivhaus wohnen. Das muss man akzeptieren. Wir sehen das auch bei der Nachfrage. Es wird notwendig sein, hier im Bereich der Bewusstseinsbildung Schritte zu setzen. Das ist auch der Grund, dass wir vom Wohnservice eine Broschüre gemacht haben, um Passivhaustechnologie zu präsentieren und einzelne Projekte vorzustellen. Aber ich bin da sicher deiner Meinung, dass man nicht ausschließlich Passivhaustechnologie, sondern eine möglichst große Vielfalt anbieten soll.

Worauf wir aber in Wien zu Recht stolz sein können, ist, dass wir im geförderten Wohnbau seit zehn Jahren nur Häuser auf Niedrighausenergiestandard anbieten. Auch hier sind wir als Bundesland Österreich-weit sehr gut unterwegs. 

Natürlich muss man immer an weiteren Erfolgen arbeiten. Passivhaustechnologie könnte so eine Möglichkeit sein. Wie gesagt, im mehrgeschoßigen Wohnbau sind wir hier Spitzenreiter. Es ist auch kein Vergleich zu anderen Bundesländern wie Vorarlberg möglich, das hauptsächlich Einfamilienhäuser und nur zu einem sehr geringen Prozentsatz andere hat. (Abg Dr Herbert Madejski: Alle außer Wien!) - Genau, du sagst es! Das ist auch der Grund, warum wir bei der Erstellung dieser Verordnung, die jetzt aufliegt, als Land Wien, wie ich meine, gut verhandelt haben. Wir haben in der Verhandlung Punkte eingebracht, die eigentlich nur Wien betreffen, zum Beispiel die Beschäftigung mit den so genannten Gründerzeithäusern, jenen Häusern aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg, die eine reich gegliederte Fassade haben, wo wir zum Beispiel bei der Wärmedämmung nicht dieselben Möglichkeiten wie im Neubau haben. Wenn wir sagen, wir wollen das Stadtbild erhalten und pflegen, dann werden wir sicher nicht die Gründerzeitfassaden herunterklopfen, damit wir Wärmedämmung ermöglichen können. Hier muss eine gewisse Flexibilität vorhanden sein. Das haben wir in den vorliegenden Entwurf als Stadt Wien auch hineinverhandelt. Da bin ich den Expertinnen und Experten der MA 39 sehr dankbar, die in die Vorbereitung eingebunden waren und mit ihren Forschungsergebnissen sehr gute Arbeit geleistet haben. 

Vielleicht noch einen Satz zur Holzfeuerung: Was du gesagt hast, ist richtig. Holzfeuerung hat Vorteile, hat aber auch Nachteile wie Feinstaub. Das muss man auch sehen. Ich glaube, man muss immer darauf schauen, welche Vorteile im Vergleich der einzelnen Energiequellen bestehen. Vor allem dort, wo es keine anderen Energiequellen gibt, kann es möglich sein, dass zum Beispiele eine Pelletsheizung eine Alternative zu einer Ölfeuerung bietet. Trotzdem sind wir in Wien der Meinung, dass das Beste immer noch der Anschluss an die Fernwärme ist. Das ist, glaube ich, und da sind wir uns einig, die beste und auch die umweltverträglichste Möglichkeit. Wir werden natürlich alle Möglichkeiten einsetzen, um den Bewohnerinnen und Bewohnern zu helfen, möglichst wenige Kosten fürs Heizen aufwenden zu müssen. Das beginnt schon bei der Dämmung, bei der thermisch-energetischen Sanierung, diese Möglichkeiten auszubauen, das heißt, erst gar nicht zuzulassen, dass Heizkosten, Wärmekosten, die bezahlt werden müssen, entstehen und dass wir dann die möglichst umweltverträglichsten Energiequellen anbieten. Hier steht Fernwärme sicher ganz an der Spitze und abgestuft dann erst andere Energiequellen. 

In Summe gesehen, glaube ich, ist dieser vorliegende Entwurf ein Fortschritt für uns alle und bietet die Möglichkeit, dass wir über die Landesgrenzen hinaus gemeinsam weiterarbeiten an der Verbesserung der technologischen Standards. Dass es erstmals auch möglich war, über die Ländergrenzen hinaus eine Positionierung vorzunehmen, erachte ich als einen großen Fortschritt. Auch die materiellen Themenstellungen sind zweifellos dazu angehalten, dass wir hier weiterarbeiten. Wien steht im Vergleich zu den anderen Bundesländern jedoch weiterhin an der Spitze. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 1. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Besoldungsordnung 1994, 34. Novelle zur Besoldungsordnung 1994, die Vertragsbedienstetenordnung 1995, 30. Novelle, die Pensionsordnung 1995, 19. Novelle, und das Unfallfürsorgegesetz 1967, 16. Novelle, geändert werden. Berichterstatterin ist die Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Daher werde ich so vorgehen. 

Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Tagesordnung gibt mir Gelegenheit, heute eine dritte Zusatzfrage anzubringen. Diese muss allerdings von der Frau Stadträtin nicht beantwortet werden. Aber auch in der Fragestunde würde ich meinen, dass die Anfragebeantwortung für mich nicht ganz zureichend und nur teilweise erfolgt ist. 

Ich stelle daher meinen Hauptkritikpunkt gleich an den Anfang und sage, dass es die Frühpensionierungen aus organisatorischen Gründen in dieser Stadt nicht geben dürfte. Diese Stadt ist im Wesentlichen der größte Dienstgeber, den wir in Österreich haben und wir schaffen es nicht, eine Handvoll von Beamten anderweitig einzusetzen, wenn sie an ihrem konkreten Arbeitsplatz nicht mehr Verwendung finden können. Das ist für mich absolut unverständlich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es dürfte auch für Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, ein bisschen unverständlich sein, wenn Sie sagen, es ist ihr Ziel, die Mitarbeiter so lange wie irgendmöglich in Beschäftigung zu halten und Sie erklärt haben, dass diese Form der Pensionierungen, seit Sie sich darum annehmen, bereits rückläufig sei. In Zahlen ist das allerdings nicht wirklich feststellbar und, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, Sie müssen sich schon an Zahlen und am Erfolg Ihrer Politik und nicht an Ankündigungen und schönen Worten messen lassen! 

Wir haben in Wien im Jahr 2008 68 Personen gehabt, die aus organisatorischen Gründen zwischen 55 und 60 vorzeitig in den Ruhestand geschickt worden sind. Der Magistrat musste untersuchen, ob solche Personen anderweitig Verwendung finden könnten. Jedes Mal in diesen immerhin 68 Fällen pro Jahr hat es geheißen, wir haben keinen Bedarf, wir haben keine Verwendung. Bitte, ein Dienstgeber wie die Stadt Wien, wo es derartig viele Aufgaben zu erledigen gilt, wo wir oft an der Umsetzung von Politik scheitern, weil logischerweise entsprechende Ressourcen nicht zur Verfügung stehen, in einer solchen Situation leisten wir es uns, dass wir uns von 68 Personen trennen, auf dieses Know-how und diese Manpower verzichten, sehr oft sogar noch gegen den Willen der Betroffenen. 

Wir haben im Jahr an die 900 Pensionierungen von Beamten und eine unglaubliche Frühpensionierungsquote von 65 Prozent. In absoluten Zahlen waren das im Jahr 2008 614 Frühpensionierungen, von denen 546 aus gesundheitlichen Gründen und 68 aus organisatorischen Gründen erfolgten. Das schaut auf Bundesebene ganz anders aus. Dort gehen nur an die 18 Prozent der Beamten in Frühpension. In den Ländern schaut es ganz anders aus. In der Steiermark sind es 14 Prozent, in Oberösterreich 33 Prozent. Wir schlagen leider Gottes mit 65 Prozent alle um Längen. Das Bedauerliche ist, das Jahr 2008 ist da überhaupt kein Ausreißer, sondern verhält sich so wie viele Jahre davor. Auch im Jahr 2009 ist keine Trendumkehr erkennbar. Wir hatten bis jetzt drei Sitzungen der Gemeinderätlichen Personalkommission und es hat keine einzige Sitzung gegeben, in der es keine Frühpensionierung aus organisatorischen Gründen gegeben hätte. 

Es war gestern und heute den Medien zu entnehmen, dass das tatsächliche Pensionsantrittsalter beim Bund weiter gehoben worden ist. Der faktische Pensionsantritt liegt dort mittlerweile bei über 60 Jahren. Bei der Stadt Wien liegen wir leider Gottes bei 57. Das sind die nackten Zahlen. Das ist bedauerlich für die Mitarbeiter, die sich vorzeitig von ihrer regelmäßig und gerne ausgeübten Tätigkeit verabschieden müssen. Der Stadt Wien kostet das unglaublich viel Geld und andere Institutionen, andere Gebietskörperschaften, aber auch Kontrolleinrichtungen wie der Rechnungshof haben damit natürlich wenig Freude. Die allerwenigste Freude damit haben die Steuerzahler und Steuerzahlerinnen und die Mitarbeiter der Stadt Wien. Der Rechnungshofbericht - wir haben ihn heute schon in der Fragestunde angesprochen - sagt uns, dass die Ausgaben für die Ruhe- und Versorgungsgenüsse der Beamten in den letzten fünf Jahren um 20,6 Prozent gestiegen sind. 

Sehr verehrte Damen und Herren, wenn wir so weitermachen mit unseren Pensionsregelungen und mit der Handhabung dieser Regelungen, dann wird das irgendwann einmal nicht mehr finanzierbar sein! Wir sprechen von einer Leistungssicherung und auch von einer Generationengerechtigkeit. Tun Sie, sehr verehrte Damen und Herren von der SPÖ, daher nicht so, als wäre das im Sinne der Menschen, wie Sie agieren! Überhaupt nicht! Sehr viele Beamte wollen länger ihren Dienst verrichten und es ist ihnen daran gelegen, dass dieses System für zukünftige Generationen gesichert werden kann. 

Der Rechnungshof hat unsere Regelungen in vielen Punkten strikt und eindeutig kritisiert. Frau Stadträtin, Sie haben gesagt, man wird sich die eine oder andere Empfehlung überlegen. Ich kann Ihnen das wirklich nur nahelegen, hoffen, dass sich bei diesen Missständen in der Personalverwaltung einiges grundsätzlich ändert und dass sie von den Empfehlungen des Rechnungshofes Gebrauch machen. Es sind nicht weniger als 130 Millionen EUR, die wir mit den Empfehlungen des Rechnungshofes einsparen könnten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Harwanegg. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Frau Landesrätin! Damen und Herren Abgeordnete!

Mein Vorredner ist schon darauf eingegangen, dass das eigentlich heute bei der 2. Anfrage in der Fragestunde ein sehr ausführliches Thema war, das von der Frau Landesrätin auch dementsprechend abgehandelt wurde. Eigentlich ist es verwunderlich, dass zu diesem Geschäftsstück, das sehr wichtig ist, noch einmal diese ganzen Sachfragen aufgeworfen werden, wobei man sagen muss, dass diese seit Jahren zur Diskussion stehen, ob in unserem zuständigen Ausschuss oder auch hier im Plenum. 

Bei der Frage der Besoldung, der Nebengebühren und Pensionen haben wir auch den Aspekt der Frühpensionen dabei, der angesprochen worden ist. Wir sind eben nicht vergleichbar mit anderen Ländern und dem Bund. Dort gibt es keine Kanalräumer. Dort gibt es keine MA 48 und so weiter und so fort. Man kann das nicht vergleichen. Wien hat eine Sonderstellung als Land und Stadt und das soll man einmal zur Kenntnis nehmen. 

Das gilt natürlich auch für besoldungsrechtliche Fragen, wie zum Beispiel Nebengebühren, die für die von mir angezogenen Verwendungen im Hintergrund eine Besoldungsabgeltung notwendig machen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich darf schon daran erinnern, dass nicht willkürlich oder auf Geheiß der Stadträtin, wenn Sie den Akt approbiert, Pensionen beziehungsweise frühzeitige Ruhestände ausgesprochen werden. Man darf dabei auch nicht darauf vergessen, soweit nicht Änderungen damit verbunden sind, dass das mit einem gar nicht so geringen Pensionsabzug zu tun hat. Bei 4,2 Prozent und maximal 18 Prozent geht das nämlich ganz schön hinein. Manche Kollegin oder mancher Kollege, die oder der aus gesundheitlichen Gründen geht, hat dann eine niedrigere Pension bis zu ihrem oder seinem Lebensende und das findet auch seinen Niederschlag darin, dass das dann sogar Auswirkungen auf die Witwe oder auf den Witwer hat. Das sollte man schon auch sehen.

Wenn man sich die Akten in der Personalkommission anschaut, dann sind es wirklich ganz gravierende Fälle, wieso Kolleginnen und Kollegen sehr frühzeitig, manchmal mit 40 Jahren, aus gesundheitlichen Gründen in Pension gehen müssen. Wenn man dann nach einer Zeit nachfragt, wie es der- oder demjenigen geht, hört man, dass sie oder er inzwischen leider verstorben ist. So sollte man das schon auch sehen, dass das kein Willkürakt ist, sondern dass das einfach im Sinne dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist!

Zu Pensionierungen anlässlich organisatorischer Änderungen: Ich war 43 Jahre lang Bundesbeamter. Wir haben das im Bund auch gehabt, bis uns die ÖVP das abgedreht hat. Darüber ärgern sich noch immer manche Christliche Gewerkschafter im öffentlichen Dienst, wenn ich an die Probleme im Verteidigungsressort denke, wo an die 4 000 Kolleginnen und Kollegen eingespart werden. Diese Kolleginnen und Kollegen würden sich gerne wünschen, dass wieder die Möglichkeit besteht, mit 79 Prozent der Bezüge vorzeitig in Pension zu gehen. 

Kollege Dr Ulm, bitte nicht hier so zu heucheln, denn das gibt es auch innerhalb der ÖVP-Arbeitnehmervertretung, dass diese Wünsche wieder ganz massiv da sind, auch jetzt im Zusammenhang mit den jüngsten Budgetdiskussionen. 

Nachdem ich der letzte Redner bin, möchte ich schon abschließen. Ich darf nur sagen, weil Kollege Dr Ulm auch auf den Rechnungshof hingewiesen hat, wir haben mit dem Rechnungshof eine Sitzung gehabt und über diese Fragen diskutiert. Ich glaube, Dr Ulm war bei diesem Gespräch nicht dabei. Aber diejenigen, die anwesend waren, werden mir bestätigen, dass der Rechnungshof anerkannt hat, dass wir als Stadt eben andere Kriterien als die Länder haben. 

Im Übrigen ist die Frage, weil das hier auch angesprochen wurde, der Regelungen unseres Pensionssystems eine politische Entscheidung und nicht eine Entscheidung, die der Rechnungshof zu beurteilen hat. Das hat auch der Rechnungshofpräsident klar zum Ausdruck gebracht. Er hat das aufgezeigt, aber es ist unsere politische Entscheidung des Landtages, wie wir unsere Beamten in Pension besolden. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Ich erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben uns heute in der Früh schon mit dem Thema auseinandergesetzt. Wenn Sie von der ÖVP das Gefühl haben, Ihre Fragen sind unzureichend beantwortet, dann glaube ich nicht, dass es unzureichend ist, sondern es wird wahrscheinlich daran liegen, dass wir andere Antworten auf diese Fragen haben als Sie. Deswegen werden die Fragen und die Antworten einfach nie zusammenpassen. 

Ich kann Ihnen nur sagen, und so hat es gerade auch Herr Abg Harwanegg dargestellt, wir haben einen anderen politischen Weg eingeschlagen. Diesen haben wir sehr bewusst eingeschlagen. Wir haben in unseren Ausrichtungen die Menschen in den Mittelpunkt gestellt und haben uns darum herum die entsprechenden Rahmenbedingungen gebaut. Eine der Rahmenbedingungen ist ein Vereinbarkeitsprogramm. Eine der Rahmenbedingungen ist ein aktives Ageing-Programm, das Active-Ageing-Programm. Eine der Rahmenbedingungen ist auch die Besoldung, mit der wir uns heute hier auseinanderzusetzen haben.

Weil Sie nochmals die Organisationsänderungen angesprochen haben, kann ich Ihnen noch einmal darauf sagen, es gibt das System der Organisationsänderungen. Wir gehen damit sehr verantwortungsvoll um. Aber ich möchte dem, gerade in Zeiten wie diesen, auch entgegenhalten, wie denn in der Privatwirtschaft mit Menschen umgegangen wird, die in einem gewissen Alter sind und die man dann nicht mehr braucht. (Abg Dr Herbert Madejski: Darum geht es gar nicht!) Ich muss, um ehrlich zu sein, sagen, ich finde diese Auseinandersetzung eigentlich ein wenig zynisch und habe Ihnen zur Antwort gegeben, dass es eine strukturelle Geschichte in der Personalentwicklung ist, die man sich anschauen muss. Auch wenn Sie das immer wieder bringen, werden Sie von mir nicht die richtige Antwort bekommen, weil da haben wir einen anderen politischen Weg eingeschlagen.

Wenn Sie hier permanent den Bund mit Wien vergleichen und uns irgendwelche Zahlen bringen, dann sind Sie demgegenüber ignorant, dass der Bund eine ganz andere Struktur als Wien hat. Auch das hat Volkmar Harwanegg ausgeführt. Es ist so, dass wir Berufsgruppen haben, dass wir Beschäftigungsgruppen haben, die in anderen Verwaltungen nicht mehr vorkommen. Selbst wenn sie dann Wien noch mit anderen Bundesländern vergleichen, sind auch diese Vergleichsmöglichkeiten nicht wirklich gegeben, weil Wien in der Verwaltung zum Teil noch ganz andere Berufsgruppen hat. Das ist unter anderem wiederum eine politisch dimensionierte Sache, weil Wien sich sehr klar dafür einsetzt, auch in der Daseinsvorsorge weiter seinen Weg zu gehen. Das findet man letztendlich auch dann, wenn es darum geht, die Beschäftigtenstruktur anzuschauen. Deswegen sind Ihre nackten Zahlenvarianten nicht einer Sache gegenüberzustellen, die, wie ich jetzt sage, eine nackte Realität ist. Wien hat einen anderen Weg eingeschlagen. Wien hat eine andere Beschäftigtenstruktur als der Bund. Hören Sie auf, diesen Vergleich, der nicht zulässig ist, permanent anzustellen! 

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur 

Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche noch einen angenehmen Nachmittag. 

(Schluss um 11.49 Uhr.)
